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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 14. Dezember 1967 90. Stück

3 7 6 . Bundesgesetz: Familienlastenausgleichsgesetz 1967
3 7 7 . Bundesgesetz: Forschungsförderungsgesetz
3 7 8 . Bundesgesetz: Prüfung für den Dienstzweig „Sozialer Betreuungsdienst in Justizanstalten"

(Verwendungsgruppe B)

3 7 6 . Bundesgesetz vom 24. Oktober 1967,
betreffend den Familienlastenausgleich durch
Beihilfen (Familienlastenausgleichsgesetz 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zur Anbahnung eines allgemeinen Fami-
lienlastenausgleiches werden Beihilfen gewährt.
Diese Beihilfen sind

a) die Familienbeihilfe und
b) die Geburtenbeihilfe.

ABSCHNITT I

Familienbeihilfe

§ 2. (1) Anspruch auf Familienbeihilfe haben
Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben,

a) für minderjährige Kinder,
b) für volljährige Kinder, die das 27. Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben und die für
einen Beruf ausgebildet oder in einem er-
lernten Beruf in einer Fachschule fortgebil-
det werden, wenn ihnen durch den Schul-
besuch die Ausübung ihres Berufes nicht
möglich ist,

c) für volljährige Kinder, die wegen einer vor
Vollendung des 21. Lebensjahres oder wäh-
rend einer späteren Berufsausbildung, je-
doch spätestens vor Vollendung des 27. Le-
bensjahres, eingetretenen körperlichen oder
geistigen Behinderung voraussichtlich dau-
ernd außerstande sind, sich selbst den Un-
terhalt zu verschaffen.

(2) Anspruch auf Familienbeihilfe für ein im
Abs. 1 genanntes Kind hat eine Person jedoch
nur dann, wenn das Kind zu ihrem Haushalt
gehört oder, sofern es nicht zu ihrem Haus-
halt gehört, überwiegend auf ihre Kosten unter-
halten wird.

(3) Im Sinne dieses Abschnittes sind Kinder
einer Person

a) deren Nachkommen,
b) deren Wahlkinder und deren Nachkom-

men,
c) deren Stiefkinder,

d) andere Personen, die von jener Person
dauernd in ihren Haushalt aufgenommen
sind und überwiegend auf ihre Kosten
unterhalten werden, ausgenommen Kost-
kinder.

(4) Die Kosten des Unterhalts umfassen bei
minderjährigen Kindern auch die Kosten der Er-
ziehung und bei volljährigen Kindern, die für
einen Beruf ausgebildet oder in ihrem Beruf fort-
gebildet werden, auch die Kosten der Berufsaus-
bildung oder der Berufsfortbildung.

(5) Zum Haushalt einer Person gehört ein
Kind dann, wenn es bei einheitlicher Wirtschafts-
führung unter Leitung dieser Person deren Woh-
nung teilt oder sich zu anderen als Erwerbs-
zwecken vorübergehend außerhalb dieser Woh-
nung aufhält.

(6) Bezieht ein Kind Einkünfte, die durch
Gesetz als einkommensteuerfrei erklärt sind, ist
bei Beurteilung der Frage, ob ein Kind auf
Kosten einer Person unterhalten wird, von dem
um jene Einkünfte geminderten Betrag der
Kosten des Unterhalts auszugehen; in diesen
Fällen trägt eine Person die Kosten des Unter-
halts jedoch nur dann überwiegend, wenn sie
hiezu monatlich mindestens in einem Ausmaß
beiträgt, das betragsmäßig der Familienbeihilfe
für ein Kind (§ 8 Abs. 2) entspricht.

§ 3. Personen, die im Bundesgebiet weder
einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben, haben nach Maßgabe der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes Anspruch auf Fa-
milienbeihilfe, wenn sie bei einem Dienstgeber
im Bundesgebiet in der Binnenschiffahrt, als
Lehrlinge oder auf Grund einer nach den beste-
henden allgemeinen Vorschriften über die Be-
schäftigung ausländischer Arbeitnehmer erteilten
Arbeitserlaubnis beschäftigt sind oder zufolge
einer solchen Beschäftigung im Bundesgebiet Be-
züge aus der gesetzlichen Krankenversicherung
beziehen; kein Anspruch besteht jedoch, wenn
die Beschäftigung nicht länger als drei Monate
dauert.
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§ 4. Personen, die Anspruch auf eine gleich-
artige ausländische Beihilfe haben, haben keinen
Anspruch auf Familienbeihilfe.

§ 5. (1) Kein Anspruch auf Familienbeihilfe
besteht für Kinder, die das 15. Lebensjahr voll-
endet haben und selbst Einkünfte gemäß § 2
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1967 —
ausgenommen die durch Gesetz als einkommen-
steuerfrei erklärten Einkünfte und Entschädigun-
gen aus einem gesetzlich anerkannten Lehrver-
hältnis — in einem 1000 S monatlich übersteigen-
den Betrag beziehen oder die, sofern es sich um
ein behindertes Kind handelt (§ 2 Abs. 1 lit. c),
über ein Gesamtvermögen im Sinne des Vermö-
gensteuergesetzes 1954, BGBl. Nr. 192/1954, von
mehr als 180.000 S verfügen.

(2) Keinen Anspruch auf Familienbeihilfe
haben Personen für Kinder, die das 15. Lebens-
jahr vollendet haben und im Betrieb dieser Person
oder deren Ehegatten hauptberuflich tätig sind,
sofern nicht ein gesetzlich anerkanntes Lehrver-
hältnis besteht. Einem gesetzlich anerkannten
Lehrverhältnis ist eine der Ausbildung dienende
Beschäftigung in einem Betrieb der Land- und
Forstwirtschaft, der kein Lehrbetrieb ist, gleich-
zuhalten, solange das Kind das 17. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.

(3) Kein Anspruch auf Familienbeihilfe be-
steht für Kinder, die verheiratet sind.

§ 6. (1) Anspruch auf Familienbeihilfe haben
auch minderjährige Vollwaisen, wenn

a) sie im Inland einen Wohnsitz oder ihren
gewöhnlichen Aufenthalt haben,

b) sie nicht verheiratet sind, und
c) für sie keiner anderen Person Familien-

beihilfe zu gewähren ist.
(2) Volljährige Vollwaisen haben Anspruch auf

Familienbeihilfe, wenn auf sie die Voraussetzun-
gen des Abs. 1 lit. a bis c zutreffen, sie das 27. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben und für
einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten
Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden,
sofern ihnen durch den Schulbesuch die Ausübung
ihres Berufes nicht möglich ist.

(3) Keinen Anspruch auf Familienbeihilfe nach
Abs. 1 oder 2 haben Vollwaisen, die das 15. Le-
bensjahr vollendet haben und Einkünfte gemäß
§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1967 —
ausgenommen die durch Gesetz als einkommen-
steuerfrei erklärten Einkünfte und Entschädigun-
gen aus einem gesetzlich anerkannten Lehrver-
hältnis — in einem 1000 S monatlich übersteigen-
den Betrag beziehen.

(4) Als Vollwaisen gelten Personen, deren
Vater verstorben, verschollen oder nicht fest-
gestellt und deren Mutter verstorben, verschol-
len oder unbekannt ist.

§ 7. Für ein Kind wird Familienbeihilfe nur
einer Person gewährt.

§ 8. (1) Der einer Person zustehende Betrag
an Familienbeihilfe bestimmt sich nach der An-
zahl der Kinder, für die ihr Familienbeihilfe ge-
währt wird.

(2) Die Familienbeihilfe beträgt
für ein Kind monatlich 200 S,
für zwei Kinder monatlich 460 S,
für drei Kinder monatlich 855 S,
für vier Kinder monatlich 1145 S,
für jedes weitere Kind monatlich je 320 S mehr.

(3) Die Familienbeihilfe einer Vollwaise (§ 6)
beträgt monatlich 200 S.

§ 9. Personen, denen jeweils für den Monat
Februar, Mai, August oder November Familien-
beihilfe gewährt wird, erhalten jeweils für den
betreffenden Monat eine Sonderzahlung im Aus-
maß der Hälfte des ihnen für diesen Monat
gemäß § 8 zustehenden Betrages.

§ 10. (1) Familienbeihilfe wird nur auf An-
trag gewährt.

(2) Familienbeihilfe wird vom Beginn des
Monats gewährt, in dem die Voraussetzungen
für den Anspruch erfüllt werden. Der Anspruch
erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine
Anspruchsvoraussetzung wegfällt oder ein Aus-
schließungsgrund hinzukommt. Für einen Monat
gebührt Familienbeihilfe mir einmal.

(3) Für Zeiträume, die weiter als drei Jahre,
gerechnet vom Beginn des Monats der Antrag-
stellung, zurückliegen, ist Familienbeihilfe nicht
zu gewähren.

(4) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr voll-
endet haben, bedürfen zur Geltendmachung des
Anspruches auf die Familienbeihilfe und zur
Empfangnahme der Familienbeihilfen nicht der
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters. Gleiches
gilt für Personen, die beschränkt entmündigt
sind.

§ 11. Begehren für dasselbe Kind zwei oder
mehr Personen, die die Anspruchsvoraussetzun-
gen erfüllen, die Familienbeihilfe, so ist sie der
Person zu gewähren, zu deren Haushalt das
Kind gehört. Eine rückwirkende Gewährung
der Familienbeihilfe (§ 10 Abs. 3) ist nur für
Zeiträume zulässig, für die die Familienbeihilfe
für das Kind noch von keinem Anspruchsberech-
tigten bezogen worden ist.

§ 12. (1) Mit Zustimmung des Anspruchs-
berechtigten, dem Familienbeihilfe gewährt wird
oder zu gewähren ist, kann die Familienbeihilfe
statt an den Anspruchsberechtigten an die
Mutter des Kindes ausgezahlt werden, wenn sie
mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt
und beantragt, daß die Familienbeihilfe ihr aus-
gezahlt wird. Der Anspruchsberechtigte kann
die Zustimmung widerrufen.

(2) Das Vormundschafts- oder das Pflegschafts-
gericht hat auf Antrag der Mutter die nach
Abs. 1 erforderliche Zustimmung des Anspruchs-
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berechtigten zu ersetzen, wenn sonst die Ver-
wendung der Familienbeihilfe für das nichteigen-
berechtigte Kind nicht gewährleistet ist. Ist die
Verwendung der Familienbeihilfe für das nicht-
eigenberechtigte Kind weder durch die Auszah-
lung der Familienbeihilfe an den Anspruchs-
berechtigten noch durch die Auszahlung an die
Mutter gewährleistet, so kann das Vormund-
schafts- oder das Pflegschaftsgericht eine geeig-
nete Person ermächtigen, die Familienbeihilfe für
das Kind in Empfang zu nehmen; das Gericht
hat von Amts wegen zu entscheiden, wenn es
Kenntnis dieser Voraussetzungen erlangt.

(3) Auf Antrag einer durch einen Gerichts-
beschluß nach Abs. 2 zur Empfangnahme der
Familienbeihilfe ermächtigten Person ist die
Familienbeihilfe an sie statt an den Anspruchs-
berechtigten auszuzahlen. Der Antrag ist bei
dem nach § 13 Abs. 1 zuständigen Finanzamt
einzubringen.

(4) Erstreckt sich die Auszahlungsverfügung
im Sinne der Abs. 1 und 3 nicht auf die gesamte,
dem Anspruchsberechtigten zustehende Familien-
beihilfe, sondern nur auf die Familienbeihilfe
für einzelne Kinder, so ist der auf ein Kind ent-
fallende Anteil derart zu ermitteln, daß der dem
Anspruchsberechtigten zustehende Gesamtbetrag
an Familienbeihilfe durch die Anzahl der Kinder,
für die Familienbeihilfe gewährt wird, geteilt
wird. § 204 der Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, ist sinngemäß anzuwenden.

§ 13. (1) Ober Anträge auf Gewährung oder
Auszahlung (§ 12) der Familienbeihilfe hat das
nach dem Wohnsitz oder dem gewöhnlichen
Aufenthalt des Antragstellers zuständige Finanz-
amt zu entscheiden. In den Fällen des § 11 ist zu
einer für alle Parteien des jeweiligen Verwal-
tungsverfahrens gemeinsamen Entscheidung das
Wohnsitzfinanzamt jener Person zuständig, zu
deren Haushalt das Kind gehört. Wird der An-
spruch auf § 3 gestützt, entscheidet das Finanz-
amt mit allgemeinem Aufgabenkreis (§ 3 des
Bundesgesetzes vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr. 149,
über den Aufbau der Abgabenverwaltung des
Bundes), in dessen Amtsbereich die Betriebsstätte
(§ 69 des Einkommensteuergesetzes 1967) gelegen
ist, bei der der Arbeitnehmer beschäftigt ist.

(2) Der Anspruch auf die Familienbeihilfe ist
durch die Familienbeihilfenkarte zu bescheinigen.
Insoweit einem Antrag nicht stattzugeben ist, ist
ein Bescheid zu erlassen.

(3) Die Familienbeihilfenkarte bildet die
Grundlage für die. Auszahlung der Familien-
beihilfe; sie hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung der ausstellenden Behörde,
b) den Vornamen und Familiennamen, die

Geburtsdaten, den Beruf und die Wohn-
anschrift des Anspruchsberechtigten,

c) den Vornamen und Familiennamen, die
Geburtsdaten und die Anzahl der Kinder,
für die Familienbeihilfe gewährt wird,

d) den Zeitpunkt, ab welchem die Familien-
beihilfe gewährt wird,

e) das Datum der Ausstellung, die Unter-
schrift des genehmigenden Amtsorgans
und das Dienstsiegel der ausstellenden
Behörde.

(4) Den Eintragungen in der Familien-
beihilfenkarte kommt die Wirkung rechtskraft-
fähiger Bescheide nicht zu.

(5) Die Familienbeihilfenkarte ist einzuziehen,
wenn kein Anspruch auf Familienbeihilfe mehr
besteht; hievon ist die Person, für die die Fami-
lienbeihilfenkarte ausgestellt worden ist, nach-
weislich zu verständigen.

(6) Familienbeihilfenkarten können zu Kon-
trollzwecken befristet ausgestellt werden.

§ 14. (1) Bei der Ausstellung der Familien-
beihilfenkarten haben die Gemeinden nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen mitzuwirken.

(2) Die Gemeinden haben Anträge auf Gewäh-
rung der Familienbeihilfe entgegenzunehmen
und bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen
den Anspruch auf Familienbeihilfe durch Aus-
stellung einer Familienbeihilfenkarte zu beschei-
nigen, wenn

a) es sich bei dem Antragsteller um den ehe-
lichen Vater des Kindes handelt,

b) der Antragsteller in der Gemeinde seinen
alleinigen Wohnsitz hat,

c) der Anspruch auf Familienbeihilfe für das
erstgeborene Kind erstmalig geltend ge-
macht wird, und

d) das Kind zum Haushalt des Antragstellers
gehört.

Von der Ausstellung der Familienbeihilfen-
karte hat die Gemeinde das zuständige Finanz-
amt unverzüglich zu verständigen.

(3) Besteht im Einzelfall Zweifel darüber, ob
dem Antragsteller eine Familienbeihilfenkarte
auszustellen ist, hat die Gemeinde den bei ihr
eingebrachten Antrag unverzüglich dem zustän-
digen Finanzamt zur Erledigung vorzulegen. Der
Antrag gilt in diesem Falle im Zeitpunkt des
Einlangens bei der Gemeinde als beim Finanz-
amt eingebracht.

(4) Anträge, zu deren Erledigung die Ge-
meinde offenkundig nicht zuständig ist, sind
dem zuständigen Finanzamt ohne unnötigen
Aufschub, jedoch auf Gefahr des Einschreiters
weiterzuleiten. Die Gemeinde kann aber auch
den Einschreiter an das zuständige Finanzamt
verweisen.

§ 15. Berichtigungen und Ergänzungen von
Eintragungen auf Familienbeihilfenkarten und
die Ausstellung von Ersatzfamilienbeihilfen-
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karten für in Verlust geratene Familienbeihilfen-
karten hat ausschließlich das nach § 13 zustän-
dige Finanzamt vorzunehmen.

§ 16. (1) Die Familienbeihilfenkarte ist dem
Anspruchsberechtigten auszufolgen, wenn dieser
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19
Abs. 1 Einkommensteuergesetz 1967) bezieht
oder Bezüge erhält

a) aus der gesetzlichen Krankenversicherung
(ausgenommen Sachbezüge), aus der Ar-
beitslosenversicherung, aus der Öffentlichen
Fürsorge, ferner aus der gesetzlichen
Unfall- oder Pensionsversicherung, soweit
diese Einkünfte nicht unter § 19 Abs. 1
Einkommensteuergesetz 1967 fallen,

b) aus der Kriegsopferversorgung, aus der
Heeresversorgung, aus der Opferfürsorge
oder als Kleinrentner,

c) nach § 26 des Mutterschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 76/1957,

d) nach dem Bundesgesetz vom 4. Juli 1963
über die Gewährung von Überbrückungs-
hilfen an ehemalige Bundesbedienstete,
BGBl. Nr. 174, oder nach gleichartigen
landesgesetzlichen Vorschriften.

(2) Die Familienbeihilfenkarte ist weiters Per-
sonen auszufolgen, die den ordentlichen oder
außerordentlichen Präsenzdienst leisten, wenn
sie im Zeitpunkt des Antrittes des Präsenz-
dienstes dem Personenkreis des Abs. 1 angehört
haben.

(3) Treffen auf den Anspruchsberechtigten die
Voraussetzungen der Abs. 1 oder 2 nicht zu, ist
die Familienbeihilfenkarte dem zuständigen
Finanzamt zu überlassen; das Finanzamt hat dem
Anspruchsberechtigten von dem Inhalt der
Familienbeihilfenkarte Mitteilung zu machen,
sofern der Anspruchsberechtigte hievon nicht
bereits Kenntnis hat.

(4) Ist gemäß § 12 die Familienbeihilfe einer
anderen Person als dem Anspruchsberechtigten
auszuzahlen, ist die Familienbeihilfenkarte dem
Finanzamt zu überlassen, in dessen Amtsbereich
die Person, an die die Familienbeihilfe auszuzah-
len ist, den Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat.

§ 17. (1) Personen, denen die Familien-
beihilfenkarte ausgefolgt worden ist, haben die
Familienbeihilfenkarte ihren Dienstgebern oder
den ihre Bezüge auszahlenden Stellen zu über-
geben. Die Dienstgeber und die auszahlenden
Stellen sind verpflichtet, die Familienbeihilfe
nach Maßgabe der Eintragungen auf der Fami-
lienbeihilfenkarte gemeinsam mit den Bezügen
auszuzahlen.

(2) Dienstgeber ist, wer Bezüge im Sinne des
§ 19 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 1967 aus-
zahlt. Auszahlende Stellen sind Einrichtungen,
die Bezüge im Sinne des § 16 Abs. 1 lit. a bis d

auszahlen und hinsichtlich der im § 16 Abs. 2
genannten Personen die den Familienunterhalt
oder Entschädigungen nach dem Bundesgesetz
vom 15. Dezember 1960, BGBl. Nr. 311, aus-
zahlenden militärischen Dienststellen.

(3) Die militärischen Dienststellen haben, wenn
ein Anspruch auf Familienunterhalt nach den
Bestimmungen des Heeresgebührengesetzes,
BGBl. Nr. 152/1956, gegeben ist, die Familien-
beihilfe an die Person auszuzahlen, an die der
Familienunterhalt auszuzahlen ist. Ist für
mehrere Kinder Familienunterhalt zu zahlen, für
die verschiedene Zahlungsempfänger bestimmt
sind, so ist zur Ermittlung des auf ein Kind ent-
fallenden Anteiles an dem Gesamtbetrag der
Familienbeihilfe § 12 Abs. 4 sinngemäß an-
zuwenden.

§ 18. (1) Dienstgeber sind auf Antrag von der
Auszahlungsverpflichtung zu befreien, wenn sie
keine Möglichkeit haben, die ausgezahlten Bei-
hilfen mit Abgabenschuldigkeiten zu verrechnen
oder wenn die Auszahlung der Familienbeihilfe
für sie mit erheblichen Härten verbunden wäre.

(2) Ober Anträge gemäß Abs. 1 entscheidet
das nach § 43 zuständige Finanzamt.

(3) Ist der Dienstgeber von der Auszahlungs-
verpflichtung befreit, ist die Familienbeihilfen-
karte dem nach § 43 zuständigen Finanzamt zu
übergeben.

§ 19. Kommt der Dienstgeber seiner Aus-
zahlungsverpflichtung nicht nach, ohne hievon
befreit zu sein, ist die Familienbeihilfenkarte
zur Auszahlung der rückständigen Familien-
beihilfe dem nach § 43 zuständigen Finanzamt
zur Auszahlung des Rückstandes zu übergeben.

§ 20. (1) Die Dienstgeber und die auszahlen-
den Stellen sind verpflichtet, auf der Familien-
beihilfenkarte die von ihnen ausgezahlten Be-
träge an Familienbeihilfe und den Zeitraum, für
welchen die Beträge ausgezahlt wurden, ein-
zutragen; entstehen über die Richtigkeit der
Eintragungen Streitigkeiten, entscheidet das nach
§ 43 zuständige Finanzamt. Die Eintragungen
sind von den Dienstgebern und auszahlenden
Stellen bei jeder Ausfolgung der Familienbeihil-
fenkarte, mindestens aber zum Ende eines jeden
Kalenderjahres vorzunehmen.

(2) Die Dienstgeber und die auszahlenden
Stellen sind, sofern sie die ausgezahlten Familien-
beihilfen nicht aus eigenen Mitteln zu tragen
haben, weiters verpflichtet, Aufzeichnungen
über die Auszahlungen an Familienbeihilfen zu
führen, die zu enthalten haben:

a) den Namen und die Anschrift des An-
spruchsberechtigten,

b) die Behörde, die die Familienbeihilfenkarte
ausgestellt hat,

c) die Nummer der Familienbeihilfenkarte,
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d) die Zahl der Kinder, für die nach den Ein-
tragungen auf der Familienbeihilfenkarte
jeweils Familienbeihilfe auszuzahlen ist,
und

e) fortlaufend den Betrag der ausgezahlten
Familienbeihilfe, den Zeitraum, für den
die Familienbeihilfe ausgezahlt wurde, und
den Tag der Auszahlung.

Die Aufzeichnungen können auf den Lohnkon-
ten der betreffenden Anspruchsberechtigten ge-
führt werden.

§ 21. (1) Die Dienstgeber und die auszahlen-
den Stellen, denen Familienbeihilfenkarten zur
Auszahlung der Familienbeihilfe übergeben wer-
den, auf denen Ansprüche auf Familienbeihilfe
für abgelaufene Zeiträume bescheinigt sind,
haben Rückstände an Familienbeihilfe nur für
Zeiträume auszuzahlen, für welche der Berech-
tigte von ihnen Bezüge erhalten hat. Rückstände
an Familienbeihilfe für mehr als sechs Monate
dürfen von Dienstgebern und auszahlenden Stel-
len, welche die ausgezahlten Beihilfen aus Mit-
teln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen
ersetzt erhalten, nicht ausgezahlt werden.

(2) Soweit Rückstände an Familienbeihilfe
auf Grund bescheinigter Ansprüche für mehr
als sechs Monate bestehen, ist die Auszahlung des
gesamten Rückstandes durch das nach § 13 Abs. 1
zuständige Finanzamt auf Antrag zu veranlassen;
dies gilt nicht, wenn gemäß Abs. 1 der Rück-
stand von einem Dienstgeber oder einer aus-
zahlenden Stelle ohne Anspruch auf Ersatz der
ausgezahlten Beihilfen auszuzahlen ist.

(3) Das Recht auf Auszahlung von Familien-
beihilfe auf Grund bescheinigter Ansprüche
(§ 13 Abs. 2) verjährt in zwei Jahren, gerechnet
vom Ende des Kalendermonats, für den die
Familienbeihilfe gebührt hat, frühestens jedoch
in zwei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der
Bescheinigung des Anspruches auf die. Familien-
beihilfe.

§ 22. (1) Den Dienstgebern und den aus-
zahlenden Stellen sind die von ihnen ausgezahl-
ten Familienbeihilfen aus Mitteln des Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen (§ 39) zu ersetzen,
sofern sie die ausgezahlten Familienbeihilfen
nicht gemäß § 46 aus eigenen Mitteln zu tragen
haben. Die Ersatzansprüche sind von den Dienst-
gebern und den auszahlenden Stellen ohne ab-
gabenbehördliche Festsetzung selbst zu berech-
nen und bei dem nach § 43 zuständigen Finanz-
amt geltend zu machen. Die Ersatzansprüche
sind so zu behandeln, als ob sie Abgaben wären.

(2) Der Ersatzanspruch nach Abs. 1 verjährt
in fünf Jahren, gerechnet vom Ende des Kalen-
derjahres, in dem die Familienbeihilfe ausgezahlt
wurde.

(3) Wer gemäß Abs. 1 Ersatz erhalten hat,
ohne im entsprechenden Ausmaß Familienbei-

hilfe ausgezahlt zu haben, hat die zu Unrecht
erhaltenen Beträge zurückzuzahlen. Wer Fami-
lienbeihilfe ohne Vorliegen einer Familienbei-
hilfenkarte oder über das nach den Eintragungen
auf der Familienbeihilfenkarte gebührende Aus-
maß oder ohne Vorliegen einer Auszahlungs-
verpflichtung ausgezahlt und ersetzt erhalten
hat, hat die entsprechenden Beträge zurückzu-
zahlen.

(4) Sofern in den vorstehenden Absätzen nicht
anderes bestimmt ist, finden auf die Ersatzan-
sprüche der Dienstgeber und auszahlenden Stel-
len sowie auf die Rückforderungsansprüche
(Abs. 3) die Bestimmungen der Bundesabgaben-
ordnung, BGBL Nr. 194/1961, sinngemäß An-
wendung.

§ 23. Wer eine Familienbeihilfenkarte in Ge-
wahrsam hat, hat die Familienbeihilfenkarte
über Aufforderung eines Finanzamtes diesem
vorzulegen. Sofern einer solchen Aufforderung
nicht nachgekommen wird, hat das Finanzamt
die Übergabe der Familienbeihilfenkarte mit
Bescheid anzuordnen; gegen diesen Bescheid ist
ein Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 24. (1) Anspruchsberechtigten, die nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Fami-
lienbeihilfenkarte dem Finanzamt zur Auszah-
lung der Familienbeihilfe überlassen haben, ist
die Familienbeihilfe im Wege des Österreichi-
schen Postsparkassenamtes auszuzahlen. Ab-
weichend hievon ist über Verlangen eines An-
spruchsberechtigten die Familienbeihilfe auf sei-
nem Abgabenkonto gutzuschreiben.

(2) Die Familienbeihilfe ist in den Fällen des
Abs. 1 vierteljährlich nach Ablauf des Kalender-
vierteljahres auszuzahlen. Die Gutschrift auf
dem Abgabenkonto kann schon vor Ablauf des
Kalendervierteljahres zu einem innerhalb dieses
Zeitraumes liegenden Abgabenfälligkeitstermin
erfolgen.

(3) Das Finanzamt hat auf Antrag die monat-
liche Auszahlung jeweils auf ein halbes Jahr zu
bewilligen, wenn der Anspruchsberechtigte oder
die zur Empfangnahme der Familienbeihilfe
ermächtigte Person (§ 12) nachweist, daß
ohne die monatliche Auszahlung der Familien-
beihilfe der notwendige Lebensbedarf des An-
tragstellers und des Kindes, für das die Familien-
beihilfe gewährt wird, nicht gesichert ist.

§ 25. Personen, denen Familienbeihilfe gewährt
oder an Stelle des Anspruchsberechtigten aus-
gezahlt (§ 12) wird, sind verpflichtet, Tatsachen,
die bewirken, daß der Anspruch auf Fa-
milienbeihilfe erlischt, sowie Änderungen des
Namens oder der Anschrift ihrer Person oder
der Kinder, für die ihnen Familienbeihilfe ge-
währt wird, zu melden. Die Meldung hat binnen
vierzehn Tagen, gerechnet vom Tage des Be-
kanntwerdens der zu meldenden Tatsache, bei
dem nach § 13 Abs. 1 zuständigen Finanzamt
zu erfolgen.
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§ 26. (1) Wer Familienbeihilfe zu Unrecht be-
zogen hat, hat die entsprechenden Beträge zu-
rückzuzahlen, soweit der unrechtmäßige Bezug
nicht ausschließlich durch eine unrichtige Auszah-
lung durch den Dienstgeber oder eine auszah-
lende Stelle verursacht worden ist. Zurückzuzah-
lende Beträge können auf fällige oder fällig wer-
dende Familienbeihilfen angerechnet werden.

(2) Durch die Bestimmung des Abs. 1 wird das
Recht des Dienstgebers oder der auszahlenden
Stelle auf Rückforderung irrtümlich geleisteter
Beihilfenzahlungen nicht ausgeschlossen.

§ 27. (1) Die Familienbeihilfen sind von der
Einkommensteuer befreit und gehören auch nicht
zur Bemessungsgrundlage für sonstige Abgaben
und öffentlich-rechtliche Beiträge.

(2) Die Ansprüche auf Familienbeihilfe sind
nicht pfändbar.

§ 28. Die zur Durchführung von Verfahren
nach den Bestimmungen dieses Abschnittes erfor-
derlichen Eingaben und Amtshandlungen sowie
die Entscheidungen in diesen Verfahren sind von
den Stempelgebühren sowie von den Gerichts-
und Justizverwaltungsgebühren befreit.

§ 29. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht
und wird mit einer Geldstrafe bis zu 5000 S oder
mit Arrest bis zu zwei Wochen bestraft:

a) wer vorsätzlich oder grob fahrlässig die
gemäß § 25 vorgesehene Meldung nicht
rechtzeitig erstattet und dadurch einen un-
rechtmäßigen Bezug von Familienbeihilfe
bewirkt,

b) wer Familienbeihilfe vorsätzlich oder grob
fahrlässig zu Unrecht bezieht,

c) wer vorsätzlich oder grob fahrlässig Fa-
milienbeihilfe entgegen den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes auszahlt und hiefür
Ersatzansprüche (§ 22) geltend macht,

d) wer als Dienstgeber zur Auszahlung der
Familienbeihilfe verpflichtet ist und dieser
Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahr-
lässig nicht nachkommt,

e) wer vorsätzlich oder grob fahrlässig Er-
satzansprüche (§ 22) geltend macht, ohne
Familienbeihilfe im entsprechenden Ausmaß
ausgezahlt zu haben,

sofern die Tat nicht nach anderen Vorschriften
strenger zu ahnden ist. Bei besonders erschweren-
den Umständen können beide Strafen neben-
einander verhängt werden,

(2) Die Verjährungsfrist (§ 31 Verwaltungs-
strafgesetz 1950) beträgt bei den im Abs. 1 an-
geführten Verwaltungsübertretungen drei Jahre.

§ 30. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
ist ermächtigt, zu Kontrollzwecken anzuordnen,
daß

a) ausgestellte Familienbeihilfenkarten allge-
mein oder einzelner Gruppen von An-
spruchsberechtigten ihre Gültigkeit ver-
lieren,

b) allgemein oder für einzelne Gruppen von
Anspruchsberechtigten neue Familienbeihil-
fenkarten ausgestellt werden,

c) die ungültigen Familienbeihilfenkarten ein-
zuziehen sind.

(2) Die Gemeinden haben bei der Erfassung
der Anspruchsberechtigten und bei der Ausstel-
lung neuer Familienbeihilfenkarten nach Abs. 1
mitzuwirken.

ABSCHNITT II

Geburtenbeihilfe

§ 31. Anspruch auf Geburtenbeihilfe hat eine
Mutter für jedes von ihr geborene Kind, wenn
sie im Bundesgebiet einen Wohnsitz hat oder zu
den im § 26 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung,
BGBl. Nr. 194/1961, genannten Personen gehört
oder sich unmittelbar vor der Geburt mindestens
sechs Monate im Bundesgebiet aufgehalten hat.

§ 32. Das Kind selbst hat Anspruch auf die
Geburtenbeihilfe, wenn die Mutter die Anspruchs-
voraussetzungen erfüllt hat, jedoch noch vor An-
tragstellung gestorben ist, und wenn sich das
Kind im Inland aufhält oder zu den im § 26
Abs. 3 der Bundesabgabenordnung aufgezählten
Personen gehört,

§ 33. Die Geburtenbeihilfe beträgt für jedes
Kind 1700 S; im Falle einer Totgeburt jedoch
nur 500 S.

§ 34. (1) Die Geburtenbeihilfe ist nur auf An-
trag zu gewähren. Der Antrag ist innerhalb einer
nicht erstreckbaren Frist von zwei Jahren, ge-
rechnet von der Geburt des Kindes, zu stellen.

(2) Anträge auf Geburtenbeihilfe sind bei dem
nach dem Wohnsitz oder Aufenthalt des Antrag-
stellers oder dem nach § 26 Abs. 3 der Bundes-
abgabenordnung zuständigen Finanzamt einzu-
bringen. Insoweit einem Antrag nicht vollinhalt-
lich stattzugeben ist, und in den Fällen des § 35
ist ein Bescheid zu erlassen.

(3) Die Geburt des Kindes ist durch die Ge-
burtsurkunde, die Totgeburt durch die Sterbe-
urkunde nachzuweisen.

(4) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr voll-
endet haben, bedürfen zur Geltendmachung des
Anspruches auf die Geburtenbeihilfe und zur
Empfangnahme der Geburtenbeihilfe nicht der
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, solange
dem Finanzamt keine gegenteiligen Anordnungen
des gesetzlichen Vertreters bezüglich der Auszah-
lung der Geburtenbeihilfe vorliegen. Gleiches gilt
für Personen, die beschränkt entmündigt sind.

§ 35. Die gemäß § 42 von der Leistung des
Dienstgeberbeitrages befreiten Dienstgeber sind
verpflichtet, ihren Empfängern von Dienstbezü-
gen sowie von Ruhe- und Versorgungsgenüssen
die Geburtenbeihilfe auszuzahlen. Ober die Zu-
erkennung der Geburtenbeihilfe und die Aus-
zahlungsverpflichtung entscheidet in diesen Fällen
das nach § 34 Abs. 2 zuständige Finanzamt.
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§ 36. Zu Unrecht bezogene Geburtenbeihilfe
ist zurückzuzahlen.

§ 37. (1) Der Anspruch auf die Geburtenbei-
hilfe ist nicht pfändbar.

(2) Die Anträge auf Gewährung der Gebur-
tenbeihilfe sind von den Stempelgebühren be-
freit.

§ 38. (1) Wer Geburtenbeihilfe vorsätzlich oder
grob fahrlässig zu Unrecht bezieht, begeht, so-
fern die Tat nicht nach anderen Rechtsvorschrif-
ten strenger zu ahnden ist, eine Verwaltungs-
übertretung und ist hiefür von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis 2000 S
zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar.

(2) Die Verjährungsfrist (§ 31 Verwaltungs-
strafgesetz 1950) beträgt zwei Jahre.

ABSCHNITT III

Aufbringung der Mittel

§ 39. (1) Der Aufwand an Familienbeihilfen
und an Geburtenbeihilfen ist, soweit nicht § 46
etwas anderes bestimmt, von dem Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen zu tragen, der vom
Bundesministerium für Finanzen verwaltet wird.
Dieser Fonds besitzt keine Rechtspersönlichkeit;
er besteht aus der Sektion A und aus der Sek-
tion B.

(2) Der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen,
Sektion A, hat den Aufwand an Familienbeihil-
fen zu tragen, der gemäß § 22 den Dienstgebern
und auszahlenden Stellen zu ersetzen ist.

(3) Der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen,
Sektion B, hat den übrigen Aufwand an Fami-
lienbeihilfen sowie den Aufwand an Geburten-
beihilfen zu tragen.

(4) Die Mittel des Ausgleichsfonds für Fami-
lienbeihilfen, Sektion A, werden durch Beiträge
der Dienstgeber (Dienstgeberbeitrag) aufgebracht.

(5) Die Mittel des Ausgleichsfonds für Fami-
lienbeihilfen, Sektion B, werden durch

a) Beiträge vom Einkommen gemäß den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes vom 7. Juli
1954, BGBl. Nr. 152,

b) Beiträge von land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben,

c) Beiträge der Länder (Länderbeitrag),
d) den Überschuß der Gebarung des Aus-

gleichsfonds für. Familienbeihilfen, Sek-
tion A,

aufgebracht.

(6) Die im Abs. 4 und im Abs. 5 lit. a und b
angeführten Beiträge sind ausschließliche Bundes-
abgaben im Sinne des § 6 Z. 1 des Finanz-Ver-
fassungsgesetzes 1948.

(7) Die Eingänge an den im Abs. 4 und im
Abs. 5 lit. a, b und c angeführten Beiträgen und

der im Abs. 5 lit. d angeführte Überschuß des
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen, Sektion A,
sind zweckgebunden für den Aufwand an den
nach diesem Bundesgesetz zu gewährenden Bei-
hilfen.

§ 40. (1) Überschüsse aus der gesamten Geba-
rung des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen
sind dem Reservefonds für Familienbeihilfen zu-
zuführen, der vom Bundesministerium für Finan-
zen verwaltet wird. Dieser Fonds besitzt Rechts-
persönlichkeit und hat seinen Sitz in Wien; er
wird nach außen vom Bundesminister für Finan-
zen vertreten.

(2) Die Mittel des Reservefonds sind zur
Deckung allfälliger Abgänge aus der Gebarung
des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen be-
stimmt. Die Mittel des Reservefonds sollen je-
weils betragsmäßig der Hälfte des im letztabge-
laufenen Kalenderjahr erwachsenen Aufwandes
an den nach diesem Bundesgesetz zu gewähren-
den Beihilfen entsprechen.

(3) Der Reservefonds erwirbt

a) mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine
unverzinsliche Forderung gegen den Bund
in der Höhe des sich aus der Gebarung des
Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe in den
Jahren 1952 bis einschließlich 1954 ergeben-
den Überschusses und des sich aus der Ge-
barung des nach § 30 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes, BGBl. Nr. 18/1955, errich-
teten Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen
bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
ergebenden Überschusses sowie

b) eine gleiche Forderung mit Ende des Jah-
res 1968 in der Höhe des allfälligen Über-
schusses des Jahres 1968 und mit Ende des
Jahres 1969 in der Höhe der Hälfte des
allfälligen Überschusses des Jahres 1969 des
nach § 39 dieses Bundesgesetzes errichteten
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen.

Diese Forderungen sind ausschließlich zur Auf-
rechnung gegen Abgänge des Ausgleichsfonds
für Familienbeihilfen (§ 39) zu verwenden.

(4) Ergibt sich in einem Kalenderjahr aus der
Gebarung des Ausgleichsfonds für Familienbei-
hilfen ein Überschuß, ist dieser an den Reserve-
fonds zu überweisen. Der Bund hat hierauf ab
1. Juli 1969 Vorschüsse in der Höhe eines Vier-
tels des voraussichtlich zu erwartenden Über-
schusses, jeweils nach Ende eines Kalenderviertel-
jahres, spätestens bis 20. des nachfolgenden Mo-
nats, zu leisten. Bei Bemessung der vierteljähr-
lichen Vorschüsse ist. auf die Entwicklung der
Gebarung des Ausgleichsfonds für Familienbeihil-
fen innerhalb des jeweils laufenden Kalenderjah-
res und darauf Bedacht zu nehmen, in welcher
Höhe für ein Kalenderjahr bereits Vorschüsse
geleistet wurden. Die endgültige Abrechnung des
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Überschusses hat bis spätestens Ende April des
nachfolgenden Kalenderjahres auf Grund des
Rechnungsabschlusses des Bundes zu erfolgen.

(5) Ergibt sich in einem Kalenderjahr aus der
Gebarung des Ausgleichsfonds für Familienbei-
hilfen ein Abgang, ist dieser vom Reservefonds
dem Bund zu ersetzen. Der Reservefonds hat
hierauf Vorschüsse in der Höhe eines Viertels des
voraussichtlich zu erwartenden Abganges, jeweils
nach Ende eines Kalendervierteljahres, spätestens
bis 20. des nachfolgenden Monats, zu leisten. Bei
Bemessung der vierteljährlichen Vorschüsse ist
auf die Entwicklung der Gebarung des Aus-
gleichsfonds für Familienbeihilfen innerhalb des
jeweils laufenden Kalenderjahres und darauf Be-
dacht zu nehmen, in welcher Höhe für ein Ka-
lenderjahr bereits Vorschüsse geleistet wurden.
Die endgültige Abrechnung des Abganges hat bis
spätestens Ende April des nachfolgenden Kalen-
derjahres auf Grund des Rechnungsabschlusses
des Bundes zu erfolgen.

(6) Der Reservefonds hat, solange eine der
Forderungen gegen den Bund nach Abs. 3 be-
steht, an den Bund keine Vorschüsse zu leisten,
sondern in sinngemäßer Anwendung des Abs. 5
entsprechende Beträge gegen die jeweils älteste
Forderung aufzurechnen.

(7) Sind alle Mittel des Reservefonds erschöpft,
hat der Bund die Abgänge aus der Gebarung des
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen vorläufig
aus allgemeinen Bundesmitteln zu decken; die
von ihm getragenen Abgänge des Ausgleichsfonds
für Familienbeihilfen hat der Bund mit den
Überschüssen des Ausgleichsfonds für Familien-
beihilfen in den nachfolgenden Jahren aufzu-
rechnen.

(8) Die Gebarung des Reservefonds für Fami-
lienbeihilfen ist alljährlich abzuschließen. Der
Gebarungsüberschuß ist auf neue Rechnung vor-
zutragen. Die Forderungen an den Bund gemäß
Abs. 3 sind getrennt von den angesammelten
Überschüssen nach Abs. 4 auszuweisen.

(9) Die flüssigen Mittel des Reservefonds für
Familienbeihilfen sind auf Konten beim Öster-
reichischen Postsparkassenamt zu halten.

(10) Der Reservefonds für Familienbeihilfen ist
von allen Abgaben befreie

§ 41. (1) Den Dienstgeberbeitrag haben alle
Dienstgeber zu leisten, die im Bundesgebiet
Dienstnehmer beschäftigen; als im Bundesgebiet
beschäftigt gilt ein Dienstnehmer auch dann,
wenn er zur Dienstleistung ins Ausland entsen-
det ist.

(2) Als Dienstnehmer ist der Arbeitnehmer im
Sinne des § 36 des Einkommensteuergesetzes 1967
anzusehen; nach dieser Bestimmung ist auch zu
beurteilen, ob ein Dienstverhältnis vorliegt.

(3) Der Beitrag des Dienstgebers ist von der
Summe der Arbeitslöhne (§19 Abs. 1 des Ein-

kommensteuergesetzes 1967) zu berechnen, die je-
weils in einem Kalendermonat an die im Abs. 1
genannten Dienstnehmer gewährt worden sind,
gleichgültig, ob die Arbeitslöhne beim Empfänger
der Einkommensteuer unterliegen oder nicht
(Beitragsgrundlage).

(4) Zur Beitragsgrundlage gehören nicht
a) Arbeitslöhne im Sinne des § 19 Abs. 1 Z. 2

und 3 des Einkommensteuergesetzes 1967,
b) die Familienbeihilfen,
c) die Wohnungsbeihilfen,
d) die im § 3 Abs. 1 Z. 1, 23 bis 33 und 36

des Einkommensteuergesetzes 1967 genann-
ten Bezüge,

e) Arbeitslöhne, die an Dienstnehmer gewährt
werden, die im Ausland einen Wohnsitz
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben
und sich im Bundesgebiet nur vorüber-
gehend, nicht länger als einen Monat auf-
halten.

Übersteigt die Beitragsgrundlage in einem Kalen-
dermonat nicht den Betrag von 5000 S, so verrin-
gert sie sich um 3000 S.

(5) Der Beitrag beträgt 6 v. H. der Beitrags-
grundlage.

§ 42. Von der Leistung des Dienstgeberbeitra-
ges sind befreit:

a) der Bund mit Ausnahme der von ihm ver-
walteten Betriebe, Unternehmungen, An-
stalten, Stiftungen und Fonds, ferner die
Österreichischen Bundesbahnen und die
Post- und Telegraphenanstalt,

b) die Länder und die Gemeinden mit Aus-
nahme der von ihnen verwalteten Betriebe,
Unternehmungen, Anstalten, Stiftungen
und Fonds; die Gemeinden jedoch nur,
wenn ihre Einwohnerzahl 2000 übersteigt.
Die Einwohnerzahl der Gemeinden be-
stimmt sich nach dem Ergebnis der jeweilig
letzten Volkszählung. Dieses Ergebnis wirkt
mit dem Beginn des dem Stichtag der
Volkszählung nächstfolgenden Kalender-
jahres.

§ 43. (1) Der Dienstgeberbeitrag ist für jeden
Monat bis spätestens 10. des nachfolgenden Mo-
nats an das Finanzamt zu entrichten. Die sach-
liche Zuständigkeit richtet sich nach den für die
Abfuhr der Lohnsteuer maßgebenden Vorschrif-
ten. Für die örtliche Zuständigkeit gilt § 57
Abs. 2 der Bundesabgabenordnung, wobei der
Dienstgeberbeitrag in den Fällen, in denen der
Dienstgeber im Bundesgebiet keine Betriebsstätte
(§ 69 des Einkommensteuergesetzes 1967) hat, an
das Finanzamt zu leisten ist, in dessen Bereich
der Dienstnehmer überwiegend beschäftigt ist.

(2) Die Bestimmungen über den Steuerabzug
vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) finden sinngemäß
Anwendung.
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§ 44. (1) Der Beitrag von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben ist

a) von allen land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben im Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 1 des
Grundsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149,

b) von Grundstücken im Sinne des § 1 Abs. 2
Z. 2 des Grundsteuergesetzes 1955, soweit
es sich um unbebaute Grundstücke handelt,
die nachhaltig land- und forstwirtschaftlich
genutzt werden,

im Ausmaß von 125 v. H. der Beitragsgrundlage
zu entrichten. Die Beitragsgrundlage hinsichtlich
der in lit. a angeführten Betriebe ist der für
Zwecke der Grundsteuer ermittelte Meßbetrag.
Hinsichtlich der in lit. b angeführten Grundstücke
bildet die Beitragsgrundlage ein besonderer Meß-
betrag, der sich nach den Vorschriften des Grund-
steuergesetzes 1955 ergeben würde, wenn das
Grundstück als land- und forstwirtschaftliches
Vermögen im Sinne des Bewertungsgesetzes be-
wertet worden wäre.

(2) Für die Erhebung des Beitrages gemäß
Abs. 1 ist das Finanzamt zuständig, das für
Zwecke der Grundsteuer den Meßbetrag festzu-
setzen hat; die Bestimmungen des Grundsteuer-
gesetzes 1955 finden sinngemäß Anwendung. Die
Beiträge sind von dem Grundstückeigentümer
zu entrichten.

§ 45. (1) Der Beitrag der Länder (Länderbei-
trag) beträgt 24 S je Kalenderjahr und Landes-
einwohner, soweit dieser das 18. Lebensjahr voll-
endet hat. Der Länderbeitrag wird mit je einem
Zwölftel von den monatlichen Vorschüssen auf
die Ertragsanteile der Länder an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben einbehalten.

(2) Die Zahl der im Abs. 1 genannten Ein-
wohner bestimmt sich nach dem vom Österrei-
chischen Statistischen Zentralamt auf Grund der
letzten Volkszählung festgestellten Ergebnis.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen hat
den Beitrag der Länder durch Verordnung fest-
zustellen. Die Wirksamkeit einer solchen Verord-
nung ist im Falle einer Volkszählung mit Beginn
des Kalenderjahres festzusetzen, in dem die Er-
gebnisse der Volkszählung vom Statistischen Zen-
tralamt veröffentlicht werden; im Falle der Än-
derung von Landesgrenzen mit Beginn des der
Änderung folgenden Kalenderjahres.

§ 46. (1) Der Bund mit Ausnahme der von
ihm verwalteten Betriebe, Unternehmungen, An-
stalten, Stiftungen und Fonds, ferner die Öster-
reichischen Bundesbahnen und die Post- und
Telegraphenanstalt haben den Aufwand an Fa-
milienbeihilfen und an Geburtenbeihilfen für
ihre Empfänger von Dienstbezügen sowie von
Ruhe- und Versorgungsgenüssen aus eigenen Mit-
teln zu tragen. Der Bund hat ferner den Auf-
wand an Familienbeihilfen aus eigenen Mitteln
zu tragen für die Empfänger von Bezügen aus

der Kriegsopferversorgung, aus der Heeresver-
sorgung, aus der Opferfürsorge sowie für Perso-
nen, die Kleinrenten beziehen.

(2) Die Länder und die Gemeinden mit Aus-
nahme der von ihnen verwalteten Betriebe, Un-
ternehmungen, Anstalten, Stiftungen und Fonds
haben den Aufwand an Familienbeihilfen und
an Geburtenbeihilfen für ihre Empfänger von
Dienstbezügen sowie von Ruhe- und Versor-
gungsgenüssen aus eigenen Mitteln zu tragen; die
Gemeinden jedoch nur, wenn ihre Einwohner-
zahl 2000 übersteigt. Die Einwohnerzahl der Ge-
meinden bestimmt sich nach dem Ergebnis der
jeweilig letzten Volkszählung. Dieses Ergebnis
wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag der
Volkszählung nächstfolgenden Kalenderjahres.

ABSCHNITT IV

Obergangs- und Schlußbestimmungen

§ 47. (1) Ansprüche auf Kinderbeihilfe nach
den Bestimmungen des Kinderbeihilfengesetzes,
BGBl. Nr. 31/1950, auf Ergänzungsbeträge zur
Kinderbeihilfe, Mütterbeihilfe und auf Familien-
beihilfe nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes vom 15. Dezember 1954, BGBL Nr. 18/
1955, für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes sind — sofern sie bei Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes noch nicht befriedigt wor-
den sind — nach den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes zu liquidieren. Beihilfenkarten, die
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
15. Dezember 1954, BGBl. Nr. 18/1955, ausge-
stellt wurden, gelten als Familienbeihilfenkarten
nach diesem Bundesgesetz.

(2) Anspruch auf Geburtenbeihilfe nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes besteht
auch für Geburten, die vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes erfolgt sind, sofern die Antrags-
frist gemäß § 34 Abs. 1 noch nicht abgelaufen
ist. Ist nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes vom 15. Dezember 1954, BGBl. Nr. 18/
1955, Geburtenbeihilfe oder Säuglingsbeihilfe
ausgezahlt worden, sind die ausgezahlten Be-
träge auf die nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes zu gewährende Geburtenbeihilfe
für dieselbe Geburt (für dasselbe Kind) anzu-
rechnen.

(3) Der Dienstgeberbeitrag (§ 41) nach diesem
Bundesgesetz ist erstmals für die nach dem
31. Dezember 1967 ausgezahlten Löhne und Ge-
hälter zu entrichten. Auf Zeiträume, die vor
dem 1. Jänner 1968 gelegen sind, finden in bezug
auf die Verpflichtung zur Entrichtung des Dienst-
geberbeitrages die Bestimmungen des Kinderbei-
hilfengesetzes, BGBL Nr. 31/1950, Anwendung.

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
über die Ansprüche auf Ersatz ausgezahlter
Familienbeihilfe gelten auch für die nach dem
31. Dezember 1967 nach den Bestimmungen des
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Kinderbeihilfengesetzes, BGBl. Nr. 31/1950, und
des Bundesgesetzes vom 15. Dezember 1954,
BGBl. Nr. 18/1955, ausgezahlten Kinderbei-
hilfen, Ergänzungsbeträge und Mütterbeihilfen;
sie gelten ferner für die vor dem 1. Jänner 1968
ausgezahlten Kinderbeihilfen, Ergänzungsbeträge
und Mütterbeihilfen insoweit, als nach den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes vom 15. De-
zember 1954, BGBl. Nr. 18/1955, ein Ersatzan-
spruch bestand und dieser noch nicht erfüllt
worden ist.

(5) § 22 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß auch für
die vor dem 1. Jänner 1968 ersetzten (verrech-
neten) Kinderbeihilfen, Ergänzungsbeträge zur
Kinderbeihilfe und Mütterbeihilfen.

(6) § 26 gilt sinngemäß auch für die vor dem
1. Jänner 1968 zu Unrecht bezogenen Kinder-
beihilfen, Ergänzungsbeträge zur Kinderbeihilfe,
Familienbeihilfen und Mütterbeihilfen.

§ 48. (1) Personen, die durch das Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes den Anspruch auf
Ernährungsbeihilfe (§14 Abs. 2 des Kinderbei-
hilfengesetzes, BGBl. Nr. 31/1950) verlieren, er-
halten eine Abfertigung, deren Höhe sich nach
dem Alter des Angehörigen bestimmt, für den
die Beihilfe gewährt wurde. Die Abfertigung
beträgt für Angehörige

der Geburtsjahrgänge 1892 und frü-
her 3.600 S,

der Geburtsjahrgänge 1893 bis ein-
schließlich 1902 5.400 S,

der Geburtsjahrgänge 1903 bis ein-
schließlich 1912 7.920 S,

der Geburtsjahrgänge 1913 und später 10.800 S.

(2) Der Aufwand an den nach Abs. I zu ge-
währenden Abfertigungen wird aus allgemeinen
Bundesmitteln getragen.

§ 49. (1) Es treten außer Kraft:

a) das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1954,
BGBl. Nr. 18/1955, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 52/1956, BGBl.
Nr. 265/1956, BGBl. Nr. 284/1957, BGBl.
Nr. 97/1959, BGBl. Nr. 175/1959, BGBl.
Nr. 239/1960, BGBl. Nr. 171/1961, BGBl.
Nr. 171/1962, BGBl. Nr. 83/1963, BGBl.
Nr. 251/1963, BGBl. Nr. 88/1965 und
BGBl. Nr. 3/1967,

b) das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949,
BGBl. Nr. 31/1950, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 135/1950, BGBl.
Nr. 215/1950, BGBl. Nr. 161/1951, BGBl.
Nr. 104/1953, BGBL Nr. 18/1955, BGBl.
Nr. 265/1956, BGBL Nr. 239/1960, BGBL
Nr. 251/1963, BGBl. Nr. 190/1964 und
BGBl. Nr. 88/1965,

c) § 27 des Heeresgebührengesetzes, BGBl.
Nr. 152/1956,

d) § 13 des Bundesgesetzes vom 15. Dezember
1960, BGBl. Nr. 311/1960.

(2) Das Ernährungsbeihilfengesetz, BGBl.
Nr. 217/1948, tritt nicht wieder in Kraft.

§ 50. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1968 in Kraft.

§ 51. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Finanzen,
hinsichtlich des § 12 Abs. 2 und des § 28, soweit
es sich um die Befreiung von den Gerichts- und
Justizverwaltungsgebühren handelt, das Bun-
desministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Klecatsky

3 7 7 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1967
zur Förderung der wissenschaftlichen For-

schung (Forschungsförderungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Gegenstand dieses Bundesgesetzes ist die
Förderung der wissenschaftlichen Forschung im
Sinne des § 2, soweit sie in Gesetzgebung und
Vollziehung Bundessache ist.

§ 2. (1) Zur Förderung der Forschung, die der
weiteren Entwicklung der Wissenschaften in
Österreich dient und nicht auf Gewinn gerichtet
ist, wird ein „Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung" mit dem Sitz in Wien
errichtet. Der Fonds besitzt eigene Rechtspersön-
lichkeit; er ist zur Führung des Bundeswappens
berechtigt.

(2) Zur Förderung der Forschung im Bereiche
der gewerblichen Wirtschaft in Österreich wird
ein „Forschungsförderungsfonds der gewerbli-
chen Wirtschaft" errichtet. Der Fonds besitzt
eigene Rechtspersönlichkeit; er ist zur Führung
des Bundeswappens berechtigt.

§ 3. Zur Durchführung ihrer Aufgaben ver-
fügen die Fonds (§ 2 Abs. 1 und 2) über

a) Zuwendungen, die nach Maßgabe des jähr-
lichen Bundesfinanzgesetzes vom Bund zu
gewähren sind;

b) Zuwendungen anderer Gebietskörperschaf-
ten und von gesetzlichen Interessenvertre-
tungen nach Maßgabe der Beschlüsse ihrer
zuständigen Organe;

c) sonstige Zuwendungen.
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ABSCHNITT II

Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung

§ 4. (1) Dem Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung (in diesem Abschnitt im
folgenden „Fonds" genannt) obliegen nachste-
hende Aufgaben:

a) Förderung von Forschungsvorhaben ein-
zelner oder mehrerer natürlicher Pesonen
(Förderungswerber) auf dem Gebiete der
wissenschaftlichen Forschung (§ 2 Abs. 1);
die Förderung hat durch den Fonds als
Träger von Privatrechten auf jede geeig-
nete Weise, insbesondere durch Gewährung
von Förderungsbeiträgen oder Darlehen
für bestimmte, genau umschriebene For-
schungsvorhaben, einschließlich der Aus-
stattung mit Forschungseinrichtungen,
wenn diese unmittelbare Bedingung für
ein bestimmtes Forschungsvorhaben sind,
zu erfolgen;

b) widmungsgemäße Verwaltung der dem
Fonds zufließenden Mittel (§ 3);

c) jährliche Erstattung eines Berichtes über
die Tätigkeit des Fonds im abgelaufenen
Kalenderjahr und über die Lage der wis-
senschaftlichen Forschung (§ 2 Abs. 1) so-
wie ihre für das jeweils nächste Kalender-
jahr zu erwartenden Bedürfnisse einschließ-
lich einer längerfristigen Vorausschau über
die Bedürfnisse der wissenschaftlichen For-
schung, insbesondere unter Bedachtnahme
auf deren kulturelle, soziale und wirtschaft-
liche Bedeutung; der Bericht ist dem Bun-
desminister für Unterricht bis 1. März eines
jeden Jahres vorzulegen;

d) Unterrichtung der Öffentlichkeit über die
Bedeutung der wissenschaftlichen Forschung
und ihrer Förderung.

(2) Der Fonds kann die Zuwendung von För-
derungsbeiträgen oder Darlehen von Bedingun-
gen abhängig machen.

§ 5. Die Organe des Fonds sind:
a) die Delegiertenversammlung (§ 6),
b) das Kuratorium (§ 7),
c) das Präsidium (§ 8).

§ 6. (1) Der Delegiertenversammlung gehören
als stimmberechtigte Mitglieder an:

a) die Mitglieder des Präsidiums (§ 8);
b) Vertreter der wissenschaftlichen Hoch-

schulen (§ 6 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBL Nr. 154/1955, in der jeweils
geltenden Fassung, im folgenden „Hoch-
schulen" genannt); jede Universität (§ 6
lit. a bis d des Hochschul-Organisations-1

gesetzes) hat je einen Vertreter der natur-
wissenschaftlichen und der geisteswissen-
schaftlichen Fachrichtungen der Philosophi-
schen Fakultät und je einen Vertreter der
anderen Fakultäten zu entsenden; die
übrigen Hochschulen mit Fakultätsgliede-
rung (§ 6 lit. e, f und k des Hochschul-
Organisationsgesetzes) haben je einen Ver-
treter jeder Fakultät und die Hochschulen
ohne Fakultätsgliederung (§ 6 lit. g bis j
des Hochschul-Organisationsgesetzes) je
einen Vertreter zu entsenden;

c) je ein wirkliches Mitglied der philosophisch-
historischen und der mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Klasse der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften.

Die in lit. b und c angeführten Vertreter der
Hochschulen und der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften sind für jeweils drei Jahre zu
entsenden. Für jedes dieser Mitglieder der Dele-
giertenversammlung ist ein Stellvertreter gleich-
falls für jeweils drei Jahre zu entsenden. Jedes
Mitglied und jeder Stellvertreter kann seine
Funktion nur durch drei aufeinanderfolgende
Funktionsperioden ausüben; die Wiederentsen-
dung für eine spätere Funktionsperiode ist zu-
lässig.

(2) Je ein Vertreter der Bundesministerien für
Unterricht und für Finanzen sowie drei Vertreter
des Forschungsförderungsfonds der gewerblichen
Wirtschaft gehören der Delegiertenversammlung
mit beratender Stimme an.

(3) Der Delegiertenversammlung obliegt:

a) die Beschlußfassung über die Geschäftsord-
nung der Organe des Fonds;

b) die Beschlußfassung über den Bericht nach
§ 4 Abs. 1 lit. c;

c) die Beschlußfassung über den Jahresvoran-
schlag und den Rechnungsabschluß;

d) die Wahl des Präsidenten und der beiden
Vizepräsidenten sowie Beschlußfassung über
die Gewährung einer angemessenen Auf-
wandsentschädigung an diese Mitglieder des
Präsidiums;

e) die Entsendung der in § 7 Abs. 1 lit. b an-
geführten Hochschulvertreter.

(4) Die Delegiertenversammlung ist vom Präsi-
dium mindestens einmal im Jahr einzuberufen,
ferner, wenn es ein Drittel der Mitglieder ver-
langt. Sie ist bei Anwesenheit von mindestens
zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder
beschlußfähig. Die Delegiertenversammlung faßt
ihre Beschlüsse, unbeschadet der Bestimmungen
des § 8 Abs. 3, mit einfacher Stimmenmehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.
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Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag.

§ 7. (1) Dem Kuratorium gehören als stimm-
berechtigte Mitglieder an:

a) die Mitglieder des Präsidiums (§ 8);
b) je ein Vertreter jeder Hochschule und der

Österreichischen Akademie der Wissenschaf-
ten (§ 6 Abs. 1 lit. b und c).

Die in lit. b angeführten Mitglieder des Kura-
toriums sind, soweit es sich um Hochschulvertre-
ter handelt, von der Delegiertenversammlung
aus dem Kreise der ihr angehörenden Vertreter
der betreffenden Hochschulen auf drei Jahre zu
entsenden, wobei mindestens die Hälfte der Ver-
treter der Universitäten naturwissenschaftlichen
Fachrichtungen angehören muß. Für jedes der in
lit. b angeführten Mitglieder ist ein Stellver-
treter gleichfalls für jeweils drei Jahre zu ent-
senden. Jedes Mitglied und jeder Stellvertreter
kann seine Funktion nur durch drei aufeinander-
folgende Funktionsperioden ausüben; die Wieder-
entsendung für eine spätere Funktionsperiode ist
zulässig.

(2) Die Vertreter der Bundesministerien für
Unterricht und für Finanzen sowie die drei Ver-
treter des Forschungsförderungsfonds der ge-
werblichen Wirtschaft (§ 6 Abs. 2) gehören auch
dem Kuratorium mit beratender Stimme an.

(3) Dem Kuratorium obliegt:
a) die Entscheidung über die Förderung von

Forschungsvorhaben;
b) die Vorberatung der der Delegiertenver-

sammlung gemäß § 6 Abs. 3 lit. b und c
zur Beschlußfassung vorzulegenden Ange-
legenheiten.

(4) Das Kuratorium ist vom Präsidium bei Be-
darf einzuberufen. Es ist bei Anwesenheit von
mindestens zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder beschlußfähig. Das Kuratorium faßt
seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag.

§ 8. (1) Dem Präsidium gehören an:
a) der Präsident und die zwei Vizepräsiden-

ten;
b) der Vorsitzende der Rektorenkonferenz

(§ 68 des Hochschul-Organisationsgesetzes);
c) der Präsident der Österreichischen Akade-

mie der Wissenschaften.

(2) Gehört der Vorsitzende der Rektorenkon-
ferenz dem Präsidium gemäß Abs. 1 lit. a oder
c an, so hat die Rektorenkonferenz für die Aus-
übung der Funktion nach Abs. 1 lit. b eines ihrer
Mitglieder als Vertreter zu bestellen. Gehört der
Präsident der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften dem Präsidium gemäß Abs. 1 lit. a

oder b an, so hat die Österreichische Akademie
der Wissenschaften für die Ausübung der Funk-
tion nach Abs. 1 lit. c eines ihrer Mitglieder als
Vertreter zu bestellen.

(3) Der Präsident und die zwei Vizepräsiden-
ten sind von der Delegiertenversammlung in ge-
heimer Wahl mit Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder auf drei
Jahre zu wählen, und zwar der Präsident aus
dem Kreise der Hochschulprofessoren der Hoch-
schulen mit dem Sitz in Wien, die Vizepräsiden-
ten aus dem Kreise der Hochschulprofessoren
sämtlicher Hochschulen; mindestens eines dieser
Mitglieder des Präsidiums muß einer technisch-
naturwissenschaftlichen Fachrichtung angehören.
Jedes stimmberechtigte Mitglied kann einen
Wahlvorschlag erstatten. Wird in zwei Wahl-
gängen keine Zweidrittelmehrheit erreicht, so gilt
derjenige Kandidat als gewählt, der in einem
weiteren Wahlgang die meisten Stimmen er-
halten hat.

(4) Dem Präsidium obliegt:
a) die Einberufung der Delegiertenversamm-

lung und des Kuratoriums;
b) die Antragstellung an die Delegiertenver-

sammlung in den Angelegenheiten des § 6
Abs. 3 lit. a, b und c;

c) die Beschlußfassung in Angelegenheiten des
Sekretariatspersonals;

d) die Durchführung der Beschlüsse der Dele-
giertenversammlung und des Kuratoriums;

e) die Beschlußfassung in allen Angelegenhei-
ten, die nicht ausdrücklich der Delegierten-
versammlung oder dem Kuratorium vor-
behalten sind.

(5) Das Präsidium ist bei Anwesenheit von
mindestens drei Mitgliedern beschlußfähig. Es
faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehr-
heit der anwesenden stimmberechtigten Mitglie-
der. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 9. Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter
des Fonds. Er lädt zu den Sitzungen der Organe
des Fonds ein, und zwar zu den Sitzungen der
Delegiertenversammlung und des Kuratoriums
auf Grund entsprechender Beschlüsse des Präsi-
diums nach § 8 Abs. 4 lit. a. Der Präsident führt
den Vorsitz in den Organen des Fonds. Im Falle
seiner Verhinderung wird er von dem an Jahren
ältesten, nicht verhinderten Mitglied des Präsi-
diums vertreten; die Vizepräsidenten gehen hie-
bei den anderen Mitgliedern des Präsidiums
voran.

§ 10. Das Präsidium hat sich bei Besorgung
aller Geschäfte eines Sekretariates zu bedienen,
das nach den Weisungen des Präsidenten tätig
wird.
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ABSCHNITT III

Forschungsförderungsfonds der gewerblichen
Wirtschaft

§ 11. (1) Dem Forschungsförderungsfonds der
gewerblichen Wirtschaft (in diesem Abschnitt im
folgenden „Fonds" genannt) obliegen nachste-
hende Aufgaben:

a) Förderung von Forschungsvorhaben natür-
licher und juristischer Personen (Förde-
rungswerber); die Förderung hat durch den
Fonds als Träger von Privatrechten auf
jede geeignete Weise, insbesondere durch
Gewährung von Förderungsbeiträgen oder
Darlehen für bestimmte, genau umschrie-
bene Forschungsvorhaben, einschließlich der
Herstellung von baulichen Anlagen und
der Ausstattung mit Forschungseinrichtun-
gen, wenn diese Anlagen und Forschungs-
einrichtungen unmittelbare Bedingung für
bestimmte Forschungsvorhaben sind, zu er-
folgen;

b) widmungsgemäße Verwaltung der dem
Fonds zufließenden Mittel (§ 3);

c) jährliche Erstattung eines Berichtes über
die Tätigkeit des Fonds im abgelaufenen
Kalenderjahr und über die Lage der For-
schung im Bereiche der gewerblichen Wirt-
schaft sowie die auf diesem Gebiet für das
jeweils nächste Kalenderjahr zu erwarten-
den Bedürfnisse einschließlich einer länger-
fristigen Vorausschau über die Bedürfnisse
der Forschung im Bereiche der gewerblichen
Wirtschaft, insbesondere unter Bedacht-
nahme auf die wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Bedeutung dieser Angelegenhei-
ten; der Bericht ist dem Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie bis
1. März eines jeden Jahres vorzulegen;

d) Unterrichtung der Öffentlichkeit über die
Bedeutung der Forschung im Bereiche der
gewerblichen Wirtschaft und ihrer Förde-
rung.

(2) Der Fonds kann die Zuwendung von För-
derungsbeiträgen oder Darlehen von Bedingun-
gen abhängig machen. Bei Forschungsvorhaben
von unmittelbarem wirtschaftlichem Nutzen für
den Förderungswerber hat dieser einen angemes-
senen Beitrag zur Deckung der Kosten zu leisten,
der zumindest ein Drittel dieser Kosten betragen
muß. Von einem solchen Beitrag des Förderungs-
werbers kann ausnahmsweise abgesehen werden,
wenn er ihm wirtschaftlich nicht zumutbar ist.

§ 12. Die Organe des Fonds sind:
a) das Kuratorium (§ 13),
b) das Präsidium (§ 14).

§ 13. (1) Dem Kuratorium gehören als stimm-
berechtigte Mitglieder vierundzwanzig Personen
an, von denen fünfzehn von der Bundeskammer

der gewerblichen Wirtschaft und je drei vom
Österreichischen Arbeiterkammertag, von der
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs und dem Österreichischen Ge-
werkschaftsbund für jeweils drei Jahre zu ent-
senden sind. Für jedes stimmberechtigte Mitglied
ist ein Stellvertreter gleichfalls für jeweils drei
Jahre zu entsenden. Jedes Mitglied und jeder
Stellvertreter kann seine Funktion nur durch
drei aufeinanderfolgende Funktionsperioden aus-
üben; die Wiederentsendung für eine spätere
Funktionsperiode ist zulässig. Je ein Vertreter
der Bundesministerien für Handel, Gewerbe und
Industrie, für Bauten und Technik und für Finan-
zen sowie drei Vertreter des Fonds zur Förderung
der wissenschaftlichen Forschung gehören dem
Kuratorium mit beratender Stimme an.

(2) Dem Kuratorium obliegt:
a) die Beschlußfassung über die Geschäfts-

ordnung für die Fondsverwaltung;
b) die Beschlußfassung über den Bericht nach

§ 11 Abs. 1 lit. c;
c) die Beschlußfassung über den Jahresvoran-

schlag und den Rechnungsabschluß;
d) die Wahl der stimmberechtigten Mitglieder

(Stellvertreter) des Präsidiums.

(3) Das Kuratorium ist vom Präsidium minde-
stens einmal im Jahr einzuberufen, ferner, wenn
es ein Drittel der Mitglieder verlangt. Das Kura-
torium ist bei Anwesenheit von mindestens zwei
Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder be-
schlußfähig. Es faßt seine Beschlüsse mit einfacher
Stimmenmehrheit der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Präsidenten, bei dessen Verhinde-
rung die Stimme des von ihm mit dem Vorsitz
betrauten Vizepräsidenten den Ausschlag.

§ 14. (1) Dem Präsidium gehören als stimm-
berechtigte Mitglieder neun Personen an, die vom
Kuratorium aus dessen Mitte auf drei Jahre ge-
wählt werden. Sechs Mitglieder sind aus dem
Kreise der von der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft entsandten Kuratoriumsmit-
glieder, zwei Mitglieder aus dem Kreise der vom
Österreichischen Arbeiterkammertag und vom
Österreichischen Gewerkschaftsbund entsandten
Kuratoriumsmitglieder und ein Mitglied aus dem
Kreise der von der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs entsandten
Kuratoriumsmitglieder zu wählen. Für jedes
stimmberechtigte Mitglied ist ein Stellvertreter,
der derselben Kurie wie das Mitglied anzuge-
hören hat, gleichfalls für jeweils drei Jahre zu
wählen. Die stimmberechtigten Mitglieder des
Präsidiums wählen für drei Jahre aus ihrer Mitte
einen Präsidenten und zwei Vizepräsidenten,
wobei ein Vizepräsident aus dem Kreise der vom
Österreichischen Arbeiterkammertag und vom
Österreichischen Gewerkschaftsbund entsandten
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Kuratoriumsmitglieder zu wählen ist. Die Ver-
treter der Bundesministerien für Handel, Ge-
werbe und Industrie, für Bauten und Technik
und für Finanzen sowie die drei Vertreter des
Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (§ 13 Abs. 1) gehören auch dem
Präsidium mit beratender Stimme an.

(2) Dem Präsidium obliegt:
a) die Entscheidung über die Förderung von

Forschungsvorhaben;
b) die Antragstellung an das Kuratorium in

den Angelegenheiten des § 13 Abs. 2;
c) die Einberufung des Kuratoriums;
d) die Durchführung der Beschlüsse des Kura-

toriums;
e) die Beschlußfassung in Angelegenheiten des

Sekretariatspersonals;
f) die Beschlußfassung in allen Angelegenhei-

ten, die nicht ausdrücklich dem Kuratorium
vorbehalten sind.

(3) Das Präsidium ist vom Präsidenten bei Be-
darf einzuberufen. Es ist bei Anwesenheit von
mindestens zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder beschlußfähig. Das Präsidium faßt
seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag.

§ 15. Der Präsident ist der gesetzliche Ver-
treter des Fonds. Er führt in den Organen des
Fonds den Vorsitz und lädt zu den Sitzungen
der Organe ein, und zwar zu den Sitzungen des
Kuratoriums auf Grund eines entsprechenden
Beschlusses des Präsidiums nach § 14 Abs. 2 lit. c.
Der Präsident wird im Falle seiner Verhinderung
durch den von ihm betrauten Vizepräsidenten
vertreten.

§ 16. Das Präsidium hat sich bei Besorgung
aller Geschäfte eines Sekretariates zu bedienen,
das nach den Weisungen des Präsidenten tätig
wird.

ABSCHNITT IV

Österreichischer Forschungsrat

§ 17. (1) Der Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung und der Forschungsförde-
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft bilden
zur Erledigung bestimmter gemeinsamer Ange-
legenheiten den „Österreichischen Forschungsrat"
(in diesem Abschnitt im folgenden „Forschungs-
rat" genannt). Der Forschungsrat besteht aus
folgenden zwei Kurien:

a) aus dem Präsidenten und den Vizepräsiden-
ten des Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung,

b) aus dem Präsidenten und den Vizepräsi-
denten des Forschungsförderungsfonds der
gewerblichen Wirtschaft.

Für jedes dieser Mitglieder des Forschungsrates
ist vom betreffenden Fonds für jeweils drei Jahre
ein Stellvertreter zu entsenden. Die Entsendung
hat für die unter lit. a genannte Kurie durch die
Delegiertenversammlung (§ 6), für die unter
lit. b genannte Kurie durch das Präsidium (§ 14)
aus dem Kreise der Mitglieder dieser Organe zu
erfolgen.

(2) Der Fonds zur Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung und der Forschungsförderungs-
fonds der gewerblichen Wirtschaft wechseln jähr-
lich im Vorsitz des Forschungsrates. Als Vor-
sitzender fungiert der Präsident des jeweils den
Vorsitz ausübenden Fonds, als Vorsitzender-
Stellvertreter der Präsident des anderen Fonds.

(3) Der Forschungsrat ist bei Anwesenheit von
mehr als der Hälfte der Mitglieder beschlußfähig.
Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der anwesenden Mitglieder, doch kann gegen die
Mehrheit der anwesenden Mitglieder einer Kurie
kein Beschluß Zustandekommen.

(4) Dem Forschungsrat obliegt:
a) Beratung von Empfehlungen der gesetz-

gebenden Körperschaften, der Bundesregie-
rung, der Bundesministerien und der Lan-
desregierungen in einzelnen Forschungs-
angelegenheiten sowie Weiterleitung solcher
Empfehlungen an den zuständigen Fonds,
allenfalls unter Erstattung eigener Empfeh-
lungen;

b) Beratung der Bundesregierung hinsichtlich
des von ihr gemäß § 24 Abs. 3 an den
Nationalrat zu erstattenden umfassenden
Berichtes, insbesondere hinsichtlich der
Festlegung von Förderungsschwerpunkten,
auf die von den beiden Fonds im Rahmen
ihrer Zuständigkeit Bedacht genommen
werden soll;

c) Erstattung von Vorschlägen an die gesetz-
gebenden Körperschaften, die Bundesregie-
rung, die sachlich in Betracht kommenden
Bundesministerien und die Landesregierun-
gen in Forschungsangelegenheiten, die über
den Aufgabenbereich eines der beiden
Fonds hinausgehen;

d) Entscheidung, welcher der beiden Fonds für
die Behandlung einer bestimmten For-
schungsangelegenheit zuständig ist, sofern
es zwischen den beiden Fonds zu keiner
gütlichen Einigung kommt.

(5) Die Bürogeschäfte des Forschungsrates wer-
den jeweils vom Sekretariat des den Vorsitz aus-
übenden Fonds geführt.

ABSCHNITT V

Gemeinsame Bestimmungen

§ 18. (1) Der Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung und der Forschungsförde-
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft haben in
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allen Angelegenheiten, die nach diesem Bundes-
gesetz in ihren Wirkungsbereich fallen, den sach-
lich in Betracht kommenden Bundesministerien
auf deren Ersuchen Berichte und Vorschläge zu
erstatten; sie können dies auch aus eigenem tun.

(2) Der Fonds zur Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung und der Forschungsförderungs-
fonds der gewerblichen Wirtschaft haben bei den
einzelnen Förderungsmaßnahmen auf allfällige
Forschungsschwerpunkte, auf die Förderungs-
würdigkeit und die Durchführbarkeit der be-
treffenden Forschungsvorhaben Bedacht zu neh-
men. Die Förderungswürdigkeit ist dabei vom
Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen For-
schung nach der Bedeutung des betreffenden For-
schungsvorhabens für die Entwicklung der Wis-
senschaften in Österreich und vom Forschungs-
förderungfonds der gewerblichen Wirtschaft nach
der Bedeutung des betreffenden Forschungsvor-
habens für die gewerbliche Wirtschaft in Öster-
reich zu beurteilen. Eine Förderung aus Bundes-
mitteln ist nur zulässig, wenn ohne sie das Vor-
haben nicht oder nicht im notwendigen Umfang
durchgeführt werden könnte. Die Gewährung
eines Förderungsbeitrages ist nur dann und inso-
weit zulässig, als das Förderungsziel nicht auch
durch ein Darlehen erreicht werden kann.

(3) Der Fonds zur Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung und der Forschungsförderungs-
fonds der gewerblichen Wirtschaft haben Vor-
sorge für eine geeignete Verbreitung und Ver-
wertung der Ergebnisse der geförderten For-
schungsvorhaben zu treffen, soweit nicht aus
Gründen der Landesverteidigung oder gemäß § 5
lit. h des Patentgesetzes 1950, BGBl. Nr. 128,
in der jeweils geltenden Fassung, eine Geheim-
haltung geboten oder unter Bedachtnahme auf
die Wahrung von Geschäftsgeheimnissen eine
Veröffentlichung nicht zweckmäßig ist.

§ 19. Der Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung und der Forschungsförde-
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft haben
die einzelnen Förderungsanträge und die Ent-
würfe der gemäß § 4 Abs. 1 lit. c und § 11
Abs. 1 lit. c zu erstattenden Berichte einander
rechtzeitig unter Einräumung einer angemesse-
nen Frist zur Stellungnahme mitzuteilen.

§ 20. Zur fachlichen Beurteilung der einzelnen
Förderungsanträge sind bei Bedarf Sachverstän-
dige heranzuziehen.

§ 21. (1) Anläßlich der Gewährung einer För-
derung hat der betreffende Fonds vorzubehalten,
daß ein Förderungsbeitrag zu ersetzen ist oder
ein noch nicht zurückgezahltes Darlehen nach
Kündigung vorzeitig fällig wird und beide vom
Tage der Auszahlung an mit 2°/o über dem Dis-
kontsatz der Oesterreichischen Nationalbank zu
verzinsen sind, wenn

a) der Fonds über wesentliche Umstände ge-
täuscht oder unvollständig unterrichtet
worden ist oder

b) das Forschungsvorhaben durch ein Ver-
schulden des Förderungsempfängers nicht
oder nicht rechtzeitig durchgeführt worden
ist oder

c) die Förderung widmungswidrig verwendet
wird oder den Erfolg des Vorhabens
sichernde Auflagen oder Bedingungen aus
Verschulden des Förderungsempfängers
nicht eingehalten oder vorgesehene Berichte
nicht erstattet oder Nachweise nicht beige-
bracht werden.

(2) Ein Darlehen kann ganz oder teilweise in
einen Förderungsbeitrag umgewandelt werden,
wenn der angestrebte Erfolg nur durch eine
solche Umwandlung erreicht werden kann oder
ohne Verschulden des Förderungsempfängers
nicht erreicht werden konnte.

(3) Die widmungsgemäße Verwendung der
Förderungsbeiträge und Darlehen ist laufend so-
wie nach Abschluß des Forschungsvorhabens zu
überprüfen.

(4) Forschungsgeräte, die ausschließlich aus
nicht rückzahlbaren Fondsmitteln angeschafft
wurden, sind vom Förderungsempfänger nach
Abschluß seines Forschungsvorhabens für weitere,
durch den betreffenden Fonds geförderte For-
schungsvorhaben zur Verfügung zu halten. Solche
Geräte dürfen nur mit Zustimmung des Fonds
veräußert werden; der hieraus erzielte Erlös ist
an den Fonds abzuführen.

§ 22. (1) Die Mitglieder der in den §§ 5, 12
und 17 Abs. 1 angeführten Organe haben An-
spruch auf Vergütung der notwendigen Auslagen
und Fahrtkosten. Im übrigen ist ihre Tätigkeit
ehrenamtlich. Lediglich den Präsidenten und den
Vizepräsidenten des Fonds zur Förderung der
wissenschaftlichen Forschung sowie des For-
schungsförderungsfonds der gewerblichen Wirt-
schaft kann eine angemessene Aufwandsentschädi-
gung gewährt werden.

(2) Die Mitglieder der in den §§ 5, 12 und 17
Abs. 1 angeführten Organe, die Sachverständigen
(§ 20) sowie die Angestellten der beiden Fonds
sind zur gewissenhaften und unparteiischen Aus-
übung ihres Amtes verpflichtet. Sie haben sich bei
Vorliegen eines Befangenheitsgrundes nach § 7
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950, BGBl. Nr. 172, jeglicher Tätigkeit zu ent-
halten und insbesondere, soweit sie Mitglieder
der in den §§ 5, 12 und 17 Abs. 1 angeführten
Organe sind, an den Abstimmungen nicht teil-
zunehmen.

(3) Die in Abs. 2 angeführten Personen sind
verpflichtet, die ihnen bei Ausübung ihres Amtes
bekanntgewordenen Tatsachen, außer in den Fäl-
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len dienstlicher Berichterstattung oder der An-
zeige strafbarer Handlungen, geheimzuhalten; sie
haben sich der Verwertung der ihnen zur Kennt-
nis gelangten Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse zu enthalten. Diese Pflichten gelten auch
nach dem Ausscheiden aus dem Amte und nach
Beendigung des Dienstverhältnisses.

§ 23. Die Organe sowie die Dienststellen des
Bundes und der Länder, die gesetzlichen Inter-
essenvertretungen und die Hochschulen sind ver-
pflichtet, dem Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung, dem Forschungsförde-
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft und dem
Österreichischen Forschungsrat auf Verlangen die
zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer
Wirksamkeit zu unterstützen. Die beiden Fonds
und der Österreichische Forschungsrat sind gegen-
über diesen Stellen zu dem gleichen Verhalten
verpflichtet.

§ 24. (1) Der Bundesminister für Unterricht
hat der Bundesregierung unter Bedachtnahme auf
den in § 4 Abs. 1 lit. c angeführten Bericht bis
zum 1. April eines jeden Jahres einen Bericht
über die Lage und die Bedürfnisse der wissen-
schaftlichen Forschung und die sich daraus er-
gebenden Notwendigkeiten vorzulegen.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat der Bundesregierung unter
Bedachtnahme auf den in § 11 Abs. 1 lit. c an-
geführten Bericht bis zum 1. April eines jeden
Jahres einen Bericht über die Lage und die Be-
dürfnisse der Forschung im Bereiche der gewerb-
lichen Wirtschaft und die sich daraus ergebenden
Notwendigkeiten vorzulegen.

(3) Die Bundesregierung legt dem Nationalrat
bis zum 1. Mai des gleichen Jahres einen um-
fassenden Bericht über die Lage der Forschung in
Österreich vor, wobei sie auf die Berichte nach
Abs. 1 und 2 Bedacht zu nehmen hat. Der Be-
richt hat auch die Maßnahmen zu enthalten, die
die Bundesregierung zur Förderung der For-
schung für notwendig erachtet.

§ 25. (1) Wenn zur Förderung der Forschung
unter Bedachtnahme auf die in § 24 Abs. 1 und 2
angeführten Berichte unter anderem die Bereit-
stellung von Bundesmitteln notwendig ist, hat
die Bundesregierung diese in den Entwurf des
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes aufzunehmen.
Hiebei sind auch die vom Nationalrat zum Be-
richt gemäß § 24 Abs. 3 beschlossenen Maß-
nahmen zu berücksichtigen.

(2) Soweit Maßnahmen gemäß Abs. 1 eine zu-
sätzliche finanzielle Belastung des Bundes be-
wirken, hat die Bundesregierung gleichzeitig mit
diesen Maßnahmen zu beantragen, wie der Mehr-
aufwand zu decken ist.

§ 26. (1) Die erstmalige Einberufung der Dele-
giertenversammlung des Fonds zur Förderung

der wissenschaftlichen Forschung obliegt dem
Bundesminister für Unterricht. Den Vorsitz in
der Delegiertenversammlung führt bis zur ersten
Wahl des Präsidenten der Bundesminister für
Unterricht oder der gemäß § 6 Abs. 2 bestellte
Vertreter des Bundesminisieriums für Unterricht.

(2) Die erstmalige Einberufung des in § 13 vor-
gesehenen Kuratoriums obliegt dem Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie. Den
Vorsitz im Kuratorium führt bis zur ersten Wahl
des Präsidenten (§14 Abs. 1) der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie oder der
gemäß § 13 Abs. 1 bestellte Vertreter des Bun-
desministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie.

§ 27. (1) Der Fonds zur Förderung der wis-
senschaftlichen Forschung wird bei seiner Ge-
schäftsführung und Gebarung vom Bundesmini-
sterium für Unterricht, der Forschungsförde-
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie beaufsichtigt. Die Aufsicht umfaßt die
Sorge für die Gesetzmäßigkeit der Führung der
Geschäfte und die Aufrechterhaltung des ord-
nungsgemäßen Ganges der Verwaltung sowie die
Kontrolle der Gebarung. Die Aufsichtsbehörde
hat Beschlüsse der Organe der Fonds, die nicht
ihrer Genehmigung bedürfen, aufzuheben, wenn
sie bestehenden Vorschriften widersprechen. Die
Organe der Fonds sind in einem solchen Falle
verhalten, den der Rechtsanschauung der Auf-
sichtsbehörde entsprechenden Rechtszustand mit
den ihnen rechtlich zu Gebote stehenden Mitteln
unverzüglich herzustellen.

(2) In folgenden Angelegenheiten bedürfen die
Beschlüsse der Organe der Fonds der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde:

a) Rechnungsabschluß (§ 6 Abs. 3 lit. c und § 13
Abs. 2 lit. c);

b) Abschluß von Rechtsgeschäften, die eine
dauernde oder mehrjährige Belastung des
Fonds zum Gegenstand haben;

c) Beschlußfassung über die Geschäftsordnung
(§ 6 Abs. 3 lit. a und § 13 Abs. 2 lit. a);

d) Gewährung von Förderungsbeiträgen oder
Darlehen, sofern der innerhalb des jeweiligen
Haushaltsjahres zur Zahlung fällig werdende
Betrag im Einzelfall 2 Millionen Schilling
übersteigt.

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Be-
schluß den gesetzlichen Vorschriften entspricht
und im Falle der lit. b oder d überdies mit der
finanziellen Leistungsfähigkeit des Fonds in Ein-
klang steht.

(3) Der Jahresvoranschlag und die Protokolle
über die Sitzungen der Organe der Fonds sind der
Aufsichtsbehörde unverzüglich zur Kenntnis zu
bringen. Der Aufsichtsbehörde sind auf ihren
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Wunsch die Akten über die von ihr bezeichneten
Gegenstände vorzulegen und die von ihr ge-
wünschten Auskünfte zu erteilen.

(4) Der Österreichische Forschungsrat wird vom
Bundesministerium für Unterricht im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie beaufsichtigt. Die Be-
stimmungen der Abs. 1 und 3 sind entsprechend
anzuwenden.

§ 28. (1) Der Fonds zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung und der Forschungs-
förderungsfonds der gewerblichen Wirtschaft sind
abgabenrechtlich wie Körperschaften öffentlichen
Rechtes zu behandeln; unentgeltliche Zuwen-
dungen an diese Fonds unterliegen nicht der Erb-
schafts(Schenkungs)steuer. Die durch dieses Bun-
desgesetz veranlaßten Schriften und Amtshand-
lungen sind von den Stempelgebühren und von
der Bundesverwaltungsabgabe befreit.

(2) Zuschüsse der Fonds, die auf Grund der
ihnen durch Gesetz übertragenen Aufgaben ge-
währt werden, gelten nicht ab Entgelt im Sinne
des Umsatzsteuergesetzes.

ABSCHNITT VI
Straf- und Schlußbestimmungen

§ 29. Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied eines der in den §§ 5,12 und 17 Abs. 1
angeführten Organe, als Sachverständigem (§ 20)
oder als Angestelltem des Fonds zur Förderung
der wissenschaftlichen Forschung oder des For-
schungsförderungsfonds der gewerblichen Wirt-
schaft bekanntgeworden ist und deren Geheim-
haltung im berechtigten Interesse eines der beiden
Fonds oder des Österreichischen Forschungsrates
oder eines Förderungswerbers geboten ist, unbe-
fugt offenbart oder zu seinem oder eines Dritten
Vorteil verwertet, wird, wenn die Tat nicht nach
einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe
bedroht ist, wegen Vergehens mit Arrest in der
Dauer von drei Monaten bis zu zwei Jahren be-
straft.

§ 30. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
:st betraut:

1. hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 1, 23,
24 Abs. 3 und 25 die Bundesregierung;

2. hinsichtlich der Bestimmungen des § 2 Abs. 1
und der §§ 4 bis 10, 24 Abs. 1 und 26 Abs. 1 das
Bundesministerium für Unterricht;

3. hinsichtlich der Bestimmungen des § 2 Abs. 2
und der §§ 11 bis 16, 24 Abs. 2 und 26 Abs. 2 das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie;

4. hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 3, 18
bis 22 und 27 Abs. 1 bis 3, soweit der Fonds zur
Förderung der wissenschaftlichen Forschung in
Betracht kommt, das Bundesministerium für
Unterricht, soweit der Forschungsförderungsfonds

der gewerblichen Wirtschaft in Betracht kommt,
das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie;

5. hinsichtlich der Bestimmungen des § 28 das
Bundesministerium für Finanzen und, soweit es
sich dabei um Bundesverwaltungsabgaben handelt,
das Bundeskanzleramt;

6. hinsichtlich der Bestimmungen des § 29 das
Bundesministerium für Justiz;

7. hinsichtlich des § 17 und des § 27 Abs. 4 das
Bundesministerium für Unterricht im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Tončić Kotzina

3 7 8 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1967
über die Prüfung für den Dienstzweig „So-
zialer Betreuungsdienst in Justizanstalten"

(Verwendungsgruppe B)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die in der Dienstzweigeverordnung
BGBL Nr. 164/1948 in der Fassung der Verord-
nungen BGBL Nr. 1/1935 und Nr. 300/1964
sowie des Bundesgesetzes vom 17. November
1965, BGBl. Nr. 334, für den Dienstzweig „So-
zialer Betreuungsdienst in Justizanstalten" vor-
geschriebene Prüfung ist schriftlich und mündlich,
abzulegen.

(2) Bei der zuerst vorzunehmenden schrift-
lichen Prüfung hat der Prüfungswerber ohne
fremde Hilfe zwei in den Wirkungsbereich des
sozialen Betreuungsdienstes in Justizanstalten
(Anstaltsfürsorge, Bewährungshilfe) fallende Auf-
gaben auszuarbeiten. Sie sind aus dem Verwen-
dungsgebiet des Prüfungswerbers auszuwählen.
Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit ab-
zuhalten; ihre Dauer ist mit höchstens vier Stun-
den zu bemessen. Durch die schriftliche Arbeit
hat der Prüfungswerber den Nachweis zu erbrin-
gen, daß er sich mit der Sozialarbeit vertraut ge-
macht hat und die bei seiner Tätigkeit anfallen-
den schriftlichen Arbeiten besorgen kann.

(3) Die mündliche Prüfung hat folgende Ge-
genstände zu umfassen:

1. die wichtigsten Bestimmungen des öster-
reichischen Verfassungsrechtes;

2. Aufbau und Organisation der österreichi-
schen Behörden, unter besonderer Berück-
sichtigung der Gerichte und der staatsan-
waltschaftlichen Behörden;

3. Rechte und Pflichten der Bundesbedien-
steten;
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4. die Grundzüge des Straf- und Strafprozeß-
rechtes, des Jugendgerichtsgesetzes sowie die
für den Strafvollzug, die Anhaltung in
Bundesanstalten für Erziehungsbedürftige
und für die Bewährungshilfe maßgebenden
Vorschriften;

5. die Grundzüge der Kriminologie;
6. die Grundzüge des Familienrechtes, des So-

zialrechtes und des Sozialversicherungs-
rechtes;

7. die Grundzüge der Soziologie;
8. die Methoden und Praxis der Sozialarbeit;
9. die Grundzüge der Psychologie und Päd-

agogik, soweit sie für die Sozialarbeit von
Bedeutung sind;

10. die Grundzüge der Psychiatrie, soweit sie
für die Sozialarbeit von Bedeutung sind.

§ 2. Bedienstete des Bundes sind zur Prüfung
zuzulassen, wenn sie — abgesehen von der Prü-
fung — die Anstellungserfordernisse für den
Dienstzweig „Sozialer Betreuungsdienst in Justiz-
anstalten" erfüllen und die Vollendung einer
zweijährigen gehobenen Fachausbildung in diesem
Dienstzweig nachweisen. Prüfungswerber, auf die
Teil B Abschnitt I Abs. 3 der Dienstzweige-
ordnung (Anlage 1 zur Dienstzweigeverordnung,
BGBl. Nr. 164/1948) Anwendung findet, sind zu-
zulassen, wenn sie den dort vorgeschriebenen
Nachweis genügender Kenntnisse auf dem Gebiet
des allgemeinen Wissens erbringen. Im Rahmen
der gehobenen Fachausbildung muß eine min-
destens sechsmonatige praktische Verwendung im
Dienstzweig „Sozialer Betreuungsdienst in Justiz-
anstalten" erfolgt sein.

§ 3. (1) Die Prüfungskommission für die Prü-
fung für den Sozialen Betreuungsdienst in Justiz-
anstalten ist beim Bundesministerium für Justiz
zu errichten. Die Prüfungen sind von Prüfungs-
senaten abzuhalten.

(2) Für die sachlichen Erfordernisse und für die
Besorgung der Kanzleigeschäfte hat das Bundes-
ministerium für Justiz aufzukommen.

§ 4. (1) Die Mitglieder der Prüfungskommis-
sion sollen Beamte der Dienstzweige „Höherer
Ministerialdienst im Bundesministerium für Ju-
stiz", „Höherer Dienst in Justizanstalten" oder
„Sozialer Betreuungsdienst in Justizanstalten"
oder aber Richter oder in ihrem Fach an-
erkannte und wissenschaftlich tätige Personen
sein. Sie sind vom Bundesminister für Justiz für
die Dauer von fünf Kalenderjahren als Prüfungs-
kommissäre für einen oder mehrere der im § 1
Abs. 3 angeführten Gegenstände zu bestellen. Aus
ihrer Mitte hat der Bundesminister für Justiz für
die gleiche Funktionsdauer den Vorsitzenden und
dessen Stellvertreter zu bestellen, die Beamte des
höheren Ministerialdienstes des Bundesministe-
riums für Justiz sein müssen. Bei Ausscheiden
von Mitgliedern oder im Falle der Notwendig-

keit einer Ergänzung der Prüfungskommission
sind die neu zu bestellenden Mitglieder für den
Rest der Funktionsdauer zu bestellen.

(2) Jeder Prüfungssenat hat aus dem Vor-
sitzenden oder einem Stellvertreter des Vor-
sitzenden der Prüfungskommission und aus vier
Prüfungskommissären zu bestehen, die vom Vor-
sitzenden (Stellvertreter) aus der Zahl der Mit-
glieder der Prüfungskommission zu bestellen
sind.

(3) Die Auswahl der Mitglieder des Prüfungs-
senates ist so zu treffen, daß für alle Prüfungs-
gegenstände geeignete Prüfungskommissäre zur
Verfügung stehen.

§ 5. (1) Die Zulassung zur Prüfung ist im
Dienstwege bei der Prüfungskommission schrift-
lich zu beantragen.

(2) Die Dienststelle hat den Antrag unter An-
schluß eines Auszuges aus dem Standesausweis,
der Angabe von Vor- und Zuname, Geburts-
daten, Familienstand, Amtstitel, Schulbildung,
Berufsausbildung, Tag des Dienstantrittes und
Art und Dauer der bisherigen Verwendung des
Prüfungswerbers und der Mitteilung des Ergeb-
nisses der letzten Gesamtbeurteilung (bei Ver-
tragsbediensteten des Verwendungserfolges) an
die Prüfungskommission weiterzuleiten.

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
hat über die Zulassung zur Prüfung zu entschei-
den und für den Fall der Zulassung zugleich den
Prüfungstag festzusetzen. Es ist dafür Sorge zu
tragen, daß im Kalenderjahr mindestens ein
Prüfungstermin festgesetzt wird.

(4) Gegen die Verweigerung der Zulassung
zur Prüfung kann binnen zwei Wochen beim
Bundesminister für Justiz Berufung erhoben
werden. Die Berufung ist beim Vorsitzenden
der Prüfungskommission im Dienstwege einzu-
bringen.

§ 6. (1) Die Aufgaben der schriftlichen Prüfung
sind vom Prüfungskommissär, der als Prüfer für
den in Betracht kommenden Gegenstand bestellt
ist, im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des
Prüfungssenates zu bestimmen.

(2) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist
nach Begutachtung der Arbeit durch den in
Abs. 1 genannten Prüfungskommissär vom Prü-
fungssenat festzustellen. Hat die Mehrzahl der
Prüfungskommissäre aus dem Ergebnis der
schriftlichen Prüfung festgestellt, daß der Prü-
fungswerber die für den Dienstzweig erforder-
liche Eignung nicht aufweist, so gilt die Prüfung,
ohne daß es einer mündlichen Prüfung bedarf, als
nicht bestanden.

§ 7. (1) Bei der mündlichen Prüfung sind die
Prüfungswerber aus den in § 1 Abs. 3 ange-
führten Prüfungsgegenständen von den vom
Vorsitzenden des Prüfungssenates hiefür be-
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stimmten Prüfungskommissären zu prüfen. Der
Vorsitzende ist berechtigt, Fragen aus allen Prü-
fungsgegenständen zu stellen.

(2) Ist ein Prüfungswerber durch Krankheit
oder sonstige berücksichtigungswürdige Um-
stände verhindert, die mündliche Prüfung am an-
gesetzten Prüfungstag abzulegen, so hat der Vor-
sitzende des Prüfungssenates auf Ersuchen des
Prüfungswerbers die Ablegung der Prüfung am
nächsten Prüfungstermin zu gestatten.

§ 8. (1) Das Prüfungsergebnis ist mit einer der
folgenden Noten zu bewerten:

1. „ausgezeichnet" bei weit über dem Durch-
schnitt liegenden hervorragenden Kenntnissen
und Fähigkeiten;

2. „sehr gut" bei überdurchschnittlichen Kennt-
nissen und Fähigkeiten;

3. „gut" bei durchschnittlichen Kenntnissen und
Fähigkeiten;

4. „nicht genügend" bei unterdurchschnitt-
lichen Kenntnissen und Fähigkeiten.

(2) Die Prüfungskommissäre haben nach der
alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen abzu-
stimmen, der Vorsitzende jedoch als letzter. Das
Prüfungsergebnis ist mit absoluter Stimmen-
mehrheit zu beschließen. Wird über eine Note
keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, so ist
die für die beste Note abgegebene Stimme der
für die schlechtere Note abgegebenen zuzuzählen.

(3) Lautet die Note auf „nicht genügend", so
ist die Prüfung nicht bestanden. Hat der Prü-
fungswerber die Prüfung nicht bestanden, so
kann eine Wiederholung der Prüfung nach
frühestens sechs Monaten erfolgen. Wird die
Prüfung auch bei Wiederholung nicht be-
standen, so kann eine nochmalige Zulassung
zur Prüfung bei Vorliegen besonders berück-

sichtigungswürdiger Umstände vom Bundes-
minister für Justiz nach Ablauf eines Jahres be-
willigt werden.

(4) Das Prüfungsergebnis ist unmittelbar nach
der Beendigung der Prüfung vom Vorsitzenden
des Prüfungssenates mündlich zu verkünden.

(5) Dem Prüfling ist im Falle des Bestehens
der Prüfung ein Zeugnis über das Prüfungsergeb-
nis auszustellen, das vom Vorsitzenden der Prü-
fungskommission zu unterfertigen ist.

§ 9. Ober die Abstimmung und das Prüfungs-
ergebnis ist ein Prüfungsprotokoll zu führen, in
dem die Namen der Prüfungskommissäre, der
Prüfungswerber, die Ergebnisse der schriftlichen
und mündlichen Prüfung sowie der Gesamter-
folg und gegebenenfalls auch eine Wieder-
holung der Prüfung einzutragen sind. Das
Prüfungsprotokoll ist vom Vorsitzenden zu
unterfertigen.

§ 10. Für die Prüfung für den Dienstzweig „So-
zialer Betreuungsdienst in Justizanstalten" ein-
schließlich der damit verbundenen Eingaben sind
keine Gebühren zu entrichten.

§ 11. Die Prüfung ist nicht öffentlich. Bundes-
bedienstete, die in Fachausbildung für den Dienst-
zweig stehen, sind als Zuhörer zu Prüfungen zu-
zulassen.

§ 12. Bis zum 31. Dezember 1969 ist die Zu-
lassung zur Prüfung auch nach Nachweis einer
einjährigen theoretischen und praktischen Aus-
bildung in diesem Dienstzweig möglich.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist hinsichtlich des § 10 das Bundesmini-
sterium für Finanzen, im übrigen das Bundes-
ministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky Schmitz
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